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Die Bachelorarbeit ist Bestandteil und Abschluss der berufl ichen Ausbildung an der Hochschu-
le Luzern, Soziale Arbeit. Mit dieser Arbeit zeigen die Studierenden, dass sie fähig sind, einer 
berufsrelevanten Fragestellung systematisch nachzugehen, Antworten zu dieser Fragestellung 
zu erarbeiten und die eigenen Einsichten klar darzulegen. Das während der Au sbildung erwor-
bene Wissen setzen sie so in Konsequenzen und Schlussfolgerungen für die eigene berufliche 
Praxis um. 
 
Die Bachelorarbeit wird in Einzel- oder Gruppenarbeit parallel zum Unterricht im Zeitraum 
von zehn Monaten geschrieben. Gruppendynamische Aspekte, Eigenverantwortung, Auseinan-
dersetzung mit formalen und konkret-subjektiven Ansprüchen und Standpunkten sowie die Be-
hauptung in stark belasteten Situationen gehören also zum Kontext der Arbeit. 
 
Von einer gefestigten Berufsidentität aus sind die neuen Fachleute fähig, soziale Probleme als 
ihren Gegenstand zu beurteilen und zu bewerten. sozialarbeiterisches Denken und Handeln ist 
vernetztes, ganzheitliches Denken und präzises, konkretes Handeln. Es ist daher nahe  liegend, 
dass die Diplomandinnen und Diplomanden ihre Themen von verschiedenen Seiten beleuchten 
und betrachten, den eigenen Standpunkt klären und Stellung beziehen sowie auf der Han d-
lungsebene Lösungsvorschläge oder Postulate formulieren. 
 
Ihre Bachelorarbeit ist somit ein wichtiger Fachbeitrag an die bre ite thematische Entwicklung 
der professionellen Sozialen Arbeit im Spannungsfeld von Praxis und Wi ssenschaft. In diesem 
Sinne wünschen wir, dass die zukünftigen Sozialarbeiter/innen mit ihrem Beitrag auf fachli-
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Die vorliegende Bachelorarbeit geht der Frage nach, inwiefern sich Arbeit als 
Strafmittel für delinquente Jugendliche eignet und wie der Schutz- und Erzie-
hungsgrundsatz des Jugendstrafrechts bei der Anwendung der persönlichen 
Leistung nach Art. 23, Abs.1 JStG gewährleistet werden kann. Dazu werden in 
den einzelnen Kapiteln das Jugendstrafrecht, die Arbeit in der heutigen Zeit, 
die persönliche Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG und die sozialabeiterische 
Tätigkeit im jugendstrafrechtlichen Kontext genauer betrachtet. Um eine er-
weiterte Perspektive zu erhalten, werden drei Experteninterviews ausgewertet. 
Aus allen Erkenntnissen wird die Schlussfolgerung gezogen, dass Arbeit 
durchaus eine geeignete Sanktion für Jugendliche im Rahmen des Jugend-
strafrechts sein kann. Denn Arbeit drängt die Jugendlichen zu aktivem Han-
deln und kann somit eine positive Erfahrung ermöglichen. Um dem Schutz- 
und Erziehungsgrundsatz gerecht zu werden, bedeutet dies für die Sozialar-
beitenden im jugendstrafrechtlichen Kontext, dass sie sich vertieft mit der An-
ordnung und dem Vollzug der persönlichen Leistung befassen und die Ju-
gendlichen sowie ihre Erziehungsberechtigten unterstützen und begleiten. 
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Im Jahr 2008 hatte ich die Möglichkeit, im Rahmen meines Studiums an der 
Hochschule Luzern – Soziale Arbeit ein halbjähriges Praktikum bei der Ju-
gendanwaltschaft des Kantons Luzern zu absolvieren. Die Thematik der Sozi-
alarbeit im jugendstrafrechtlichen Kontext hat mich von Anfang an gefesselt. 
Diverse Themen und Vorgehensweisen wurden von mir immer wieder hinter-
fragt. Das Thema der persönlichen Leistung hat mich dabei speziell interes-
siert. Zusammen mit dem Grundwissen aus dem Praktikum und zusätzlicher 
Recherche zum Themen der persönliche Leistung nach Art. 23, Abs1 JStG, 
konnte ich mit dieser Bachelorarbeit Wisser generieren, um so zukünftig fun-
dierter handeln zu können. 
 
Ich möchte allen Personen danken, welche zum Gelingen dieser Bachelorar-
beit beigetragen haben. Speziellen Dank geht an meine Praktikumsanleiterin 
Tullia Spörri und die gesamte Jugendanwaltschaft des Kantons Luzern. Weiter 
bedanke ich mich bei meinen Interviewpartnerinnen und Interviewpartnern, 
Fachpoolgesprächspartnern, sowie Darinka Egli und meinen Eltern. 




Die Einleitung dieser Bachelorarbeit befasst sich mit der Ausgangslage des 
Themas. Anschliessen wird die Fragestellung und das Ziel erläutert. Zudem 
werden die Adressatinnen und Adressaten genannt. Der Schluss dieser Einlei-
tung gibt einen Überblick über den Inhalt und die Struktur der vorliegenden 
Arbeit. 
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1.1 Ausgangslage 
Das Schweizerische Jugendstrafrecht regelt den Straf- und Schutzmassnah-
mevollzug der 10- bis 18-jährigen Delinquenten. Seit den 1970er Jahren be-
steht neben anderen Strafen die gesetzliche Grundlage, Jugendliche mit einer 
Arbeitsleistung für eine Straftat zu bestrafen. Am 1. Januar 2007 ist zusam-
men mit dem neuen Strafgesetzbuch das neue Jugendstrafrecht in Kraft ge-
treten. Die Arbeitsleistung wurde in die persönliche Leistung umbenannt. Ge-
mäss Art. 23, Abs. 1 JStG kann sie „zu Gunsten von sozialen Einrichtungen, 
von Werken im öffentlichen Interesse, von hilfsbedürftigen Personen oder des 
Geschädigten mit deren Zustimmung“ angeordnet werden. 
Das Schweizerische Jugendstrafrecht stellt den Schutz und die Erziehung des 
Jugendlichen in den Vordergrund. Damit eine adäquate Strafe oder Schutz-
massnahme durch den Jugendanwalt/die Jugendanwältin oder den Jugend-
richter/die Jugendrichterin angeordnet werden kann, sollen deshalb die per-
sönlichen Verhältnisse des/der Jugendlichen geklärt werden. In vielen Kanto-
nen wird diese Abklärung von professionellen Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeiter durchgeführt. Diese erläutern ihre Befunde bei den zuständigen urtei-
lenden Behörden und beeinflussen somit die Sanktionen, welche gegen die 
Jugendlichen ausgesprochen werden. 
Bei Vollzug der Schutzmassnahmen und teilweise auch der Strafen, erhalten 
Sozialarbeitende je nach Kanton ebenfalls konkrete Aufträge. Der grössere 
Anteil der sozialarbeiterischen Tätigkeit beinhaltet der Vollzug der Schutz-
massnahmen. Doch gerade im Zusammenhang mit der persönlichen Leistung 
werden Sozialarbeitende teilweise auch mit dem Vollzug dieser Strafe durch 
die urteilende Behörde betraut. Es ist ihre Aufgabe, einen geeigneten Einsatz-




Aufgrund der vorausgegangenen Ausführungen wird ersichtlich, dass Sozial-
arbeitende bei den Jugendanwaltschaften und Jugendgerichten einen Einfluss 
auf die Anordnung und den Vollzug der persönlichen Leistung nach Art. 23, 
Abs. 1 JStG haben. Um eine professionelle Haltung einnehmen zu können, 
stellt sich deshalb folgende Frage: 
 Inwiefern eignet sich Arbeit als Strafmittel für delinquente Jugendliche 
und wie kann der Schutz- und Erziehungsgrundsatz des Jugendstraf-
rechts bei der Anwendung der persönlichen Leistung nach 
Art. 23, Abs.1 JStG gewährleistet werden? 
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Um diese Frage beantworten zu können, werden zuerst die Grundlagen an-
hand der folgenden Hilfsfragen geklärt: 
 Wie ist das Jugendstrafrecht aufgebaut und was beinhaltet es? 
 Welche Funktion hat Arbeit in unserer Gesellschaft, und wann wird sie 
als Druckmittel oder Sanktion verwendet? 
 Warum wird Arbeit in Form der persönlichen Leistung nach 
Art. 23, Abs. 1 JStG als Strafmittel verwendet? 
 Wie gestaltet sich die sozialarbeiterische Tätigkeit bei der Anordnung 
und dem Vollzug der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG? 
 
1.3 Ziel dieser Bachelorarbeit 
Die Bachelorarbeit soll aufzeigen, welche Voraussetzungen und Begleitum-
stände geschaffen werden müssen, damit eine persönliche Leistung nach 
Art. 23, Abs.1 JStG aus sozialarbeiterischer Sicht zu befürworten ist. 
 
1.4 Berufsrelevanz und Adressatinnen / Adressaten 
Die Zahl der Professionellen der Sozialen Arbeit im jugendstrafrechtlichen 
Kontext ist sehr gering. Es fehlen in diesem Zusammenhang umfangreiche 
Forschungen. Auch im Bereich der Weiterbildungsmöglichkeiten ist das Ange-
bot nicht sehr gross und eher auf die Anordnung und die Durchführung der 
Schutzmassnahmen ausgelegt. Diese Bachelorarbeit soll für die Sozialarbei-
tenden im jugendstrafrechtlichen Kontext die Haltung zur Anordnung und zum 
Vollzug der persönlichen Leistung klären. Zudem soll sie den urteilenden Be-
hörden die Wichtigkeit der professionellen Abklärung und Durchführung der 
persönlichen Leistung aufzeigen. 
 
1.5 Vorschau auf Inhalt und Struktur dieser Bachelorarbeit 
Damit die Fragestellung beantwortet werden kann, wird mittels Literaturre-
cherche Wissen aus unterschiedlichen Professionen, hauptsächlich Sozial- 
und Rechtswissenschaften, in diese Arbeit miteinbezogen. Um die gesetzli-
chen Grundlagen erfassen zu können, wird zuerst das Jugendstrafrecht er-
klärt. Danach geht es um den Sinn und Zweck von Arbeit. Es wird aufgezeigt, 
was Arbeit in unserer Zeit bedeutet und welche Ziele mit Arbeit als Sanktion 
und Druckmittel verfolgt werden. Anschliessend gilt die Aufmerksamkeit dem 
Zweck von Strafen und der Arbeit in Form der persönlichen Leistung im Ju-
gendstrafrecht. Die folgenden zwei Kapitel befassen sich mit der Sozialarbeit 
im jugendstrafrechtlichen Kontext. Damit ein umfangreiches Bild der Sozialar-
beit im jugendstrafrechtlichen Kontext, vor allem im Zusammenhang mit der 
persönlichen Leistung erkennbar wird, werden Interviews zusammengefasst 
und bewertet. Am Ende dieser Bachelorarbeit werden die zentralen Erkennt-
nisse zusammengefasst und es wird übergreifende Schlussfolgerungen mit 
Bezug auf die sozialarbeiterische Tätigkeit zogen. 
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2 Das Jugendstrafrecht 
 
Um die gesellschaftliche Ordnung eines Staates aufrecht zu erhalten, braucht 
es Gesetze. Der Rechtsstaat, wie die Schweiz einer ist, basiert auf dem Lega-
litätsprinzip. Was heisst, dass für jede staatliche Intervention ein gesetzlicher 
Auftrag bestehen muss. Auch bei Straftaten von Jugendlichen geht es darum, 
dass alle Beteiligten sich bei ihrem Handeln an den gesetzlichen Auftrag hal-
ten. Deshalb ist die Kenntnis des Jugendstrafrechts für die sozialarbeiterische 
Tätigkeit grundlegend. 
In den folgenden Ausführungen geht es um die gesetzlichen Grundlagen des 
Jugendstrafrechts. Nach einem kurzen, geschichtlichen Überblick werden die 
einzelnen Kapitel des Jugendstrafrechts erläutert. Zum Schluss werden die 
beiden schweizerischen Verfahrensmodelle kurz erklärt. 
   9 
2.1 Geschichte des Jugendstrafrechts 
Das Schweizerische Jugendstrafrecht ist in seiner heutigen Form erst seit 
dem 1. Januar 2007 in Kraft. Der Ursprung liegt im Ende des 19. Jahrhun-
derts. Vorher war man in Mitteleuropa zwar zum Teil der Auffassung, dass 
Jugendliche aufgrund des Alters weniger stark sanktioniert werden müssen, 
hatte dies aber meist nicht im Strafrecht geregelt. Zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts bildete sich aufgrund neuer und sozialer Strömungen eine Jugendge-
richtsbewegung, welche eine andere Sicht der Jugend, aber auch des Straf-
rechts einnahm. Gemäss Peter Aebersold (2007) sind drei Entwicklungsrich-
tungen dafür zentral. 
 Kinder und Jugendliche wurden als Bevölkerungsgruppe wahrgenom-
men und nicht mehr als unfertige Erwachsene angeschaut. Neue, kin-
derbezogene Diszipline wie zum Beispiel Pädagogik etablierten sich in 
der Wissenschaft. 
 Forderungen wurden laut, das Tatstrafrecht in ein Täterstrafrecht um-
zuwandeln. Also nicht die Tat in den Vordergrund zu stellen, sondern 
den Täter und seine Entwicklung. 
 Da es in den USA und in England bereits Jugendgerichte gab, lagen 
praktische Erfahrungen vor. (S.71) 
Die Jugendgerichtsbewegung forderte ein eigenes Sonderstrafrecht, also ein 
Recht, welches nur für eine bestimmte Gruppe, die Jugendlichen, angewendet 
wird. Einzelne Exponenten gingen noch weiter und verlangten ein gesamthaf-
tes Jugendhilfe- und Jugendschutzrecht, welches die Möglichkeit geboten 
hätte, mit einem einheitlichen System von Erziehungsmassnahmen für alle 
unterstützungsbedürftigen Jugendlichen zu agieren. Dieser Vorstoss fand 
aber keine Mehrheit. 
 
Bis zur Inkraftsetzung des Schweizerischen Strafgesetzes (StGB) im Jahre 
1942 hatte jeder Kanton sein eigenes Strafrecht. Somit war es sehr unter-
schiedlich, wie die einzelnen Kantone Kinder und Jugendliche strafrechtlich 
behandelten. Im damals neu geschaffenen gesamtschweizerischen StGB 
wurde das Jugendstrafrecht in 18 Artikeln geregelt. Kinder (6 bis 14 Jahre) 
und Jugendliche (15 bis 18 Jahre) wurden dabei getrennt behandelt. Zudem 
war der sogenannte Monismus im Gesetz festgelegt, was bedeutet, dass nur 
entweder eine Massnahme, oder eine Strafe ausgesprochen werden konnte. 
Aebersold (2007) stellte fest, dass die Bestrafung als pädagogisch sinnvolle 
Sanktion zur Erziehung legitim wurde (S.77), da man offensichtlich nicht auf 
die Bestrafung verzichten wollte. 
 
1971 und 1974 erfolgten Teilrevisionen des StGB. Das Strafmündigkeitsalter 
wurde auf sieben Jahre angehoben und der Sanktionskatalog konnte erweitert 
werden. In diesem Zusammenhang wurde die Arbeitsleistung, welche mit der 
heutigen persönlichen Leistung verglichen werden kann, erstmals im Gesetz 
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verankert. Im Laufe der Jahre zeichnete sich ab, dass die Kantone das Ju-
gendstrafrecht sehr unterschiedlich interpretierten und handhabten. Dies war 
aber gemäss Aebersold (2007) nicht der eigentliche Grund, warum der Bund 
1983 eine Totalrevision beschlossen hat. Vielmehr wurde die Revision des 
allgemeinen Teils des StGB als dringlich erachtet (S.85). Dadurch wurde der 
Weg für ein eigenständiges Jugendstrafrecht geebnet. 
 
Prof. Martin Stettler wurde 1983 beauftragt, einen Vorentwurf für das Jugend-
strafgesetz (JStG) zu erarbeiten. In der Folge befasste sich eine Experten-
kommission mit dem Vorentwurf und entwarf einen eigenen, da sie mit vielen 
Punkten nicht einverstanden waren. Dieser Entwurf wurde 1993/1994 breit 
diskutiert. Hansueli Gürber, Christoph Hug und Patricia Schläfli (2007) erklär-
ten im Basler Kommentar, dass die Kritik von Praktikern, welche teils auf gra-
vierende Mängel hinwiesen, nur vereinzelt aufgenommen wurde (S.4). Nach 
einem langen Verhandlungsmarathon, der Vernehmlassung und der parla-
mentarischen Beratung wurde das Jugendstrafgesetz am 20. Juni 2003 von 
den eidgenössischen Räten verabschiedet. Da man die Verabschiedung des 
allgemeinen Teils des StGB abwarten musste, wurde das JStG zusammen mit 
dem STGB am 1. Januar 2007 in Kraft gesetzt. 
 
2.2 Ziel, Grundsätze und Geltungsbereich des Jugendstrafrechts 
Ein Sonderstrafrecht, wie das JSTG eines ist, zeichnet sich dadurch aus, dass 
es nur auf einen bestimmten Personenkreis angewendet werden kann. Im 
vorliegenden Gesetz geht es um die Delinquenten der Altersgruppe der 10- 
bis 18-jährigen. Damit diese gesonderte Behandlung überhaupt möglich ist, 
wird gemäss Gürber et al. (2007) davon ausgegangen: 
 dass jeder Mensch nur allmählich fähig ist, sein Verhalten zu verant-
worten, 
 dass Jugendkriminalität meist nur eine episodenhafte, vorübergehende 
Begleiterscheinung der normalen Entwicklung eines jungen Menschen 
ist, 
 dass Straftaten von Kindern und Jugendlichen nur in den seltensten 
Fällen den Einstieg in eine kriminelle Karriere bedeutet, dass sie aber 
Ausdruck von fehlendem Selbstwertgefühl, von fehlenden Perspekti-
ven oder sonstigen Nöten sein können, 
 dass strafrechtliche Ahndungen nicht zu einer Verfestigung des abwei-
chenden Verhaltens von Kindern und Jugendlichen führen darf. (S. 4) 
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Trotz dieser Sonderbehandlung ist das JStG eine strafrechtliche Ordnung. Im 
JStG werden unter anderem die Strafuntersuchung, die Schutzmassnahmen 
und die Strafen geregelt. 
Aebersold (2007) verweist darauf, dass bei der Revision des StGB verzichtet 
wurde, abweichendes jugendliches Verhalten in einem Jugendwohlfahrtsge-
setz zu regeln. Somit wurde die Möglichkeit vergeben, zivilrechtliche Mass-
nahmen und öffentlich-rechtliche Jugendförderungsmassnahmen im selben 
Gesetz zu vereinen (S. 47), was offensichtlich, ähnlich wie hundert Jahre zu-
vor, zur Diskussion stand.  
 
Ein weiteres Merkmal dieses Sonderstrafrechts ist, dass die Sanktion nicht nur 
anhand der Tat festgelegt wird, sondern dass es in erster Linie darum gehen 
soll, den Jugendlichen Grenzen aufzuzeigen, sie von weiteren Straftaten ab-
zuhalten und sie mit geeigneten Massnahmen in der Entwicklung zu unter-
stützen. In diesem Zusammenhang wird von einem Täterstrafrecht gespro-
chen. Im Unterschied zu dem tatstrafrechtlichen StGB für Erwachsene, wel-
ches Gleiches mit Gleichem vergelten will. Aebersold (2007) setzt dem entge-
gen und spricht nicht von einem Täterstrafrecht, sondern von einem täterbe-
zogenen Strafrecht, da fokussiert auf die Tat mit Strafen und Massnahmen 
reagiert wird und die Persönlichkeitsbeurteilung nur ein einfliessender Faktor 
zur Urteilungsfindung ist (S. 52). Welches Verhalten eines Jugendlichen als 
eine Straftat angesehen wird, regelt nicht das JStG, sondern das StGB im 
allgemeinen. Für Jugendliche wird also grundsätzlich im selben Zeitpunkt und 
aus den selben Gründen eine Strafuntersuchung eingeleitet wie bei den Er-
wachsenen. 
 
Einen höheren Stellenwert im JStG hat der Gedanke des Schutzes und der 
Erziehung. So heisst es im Art. 2 Abs. 1 JStG: „Wegleitend für die Anwendung 
dieses Gesetzes ist der Schutz und die Erziehung des Jugendlichen.“ Dies 
bedeutet, dass die Schutzmassnahmen, aber auch die Strafen immer auch 
eine erzieherische Komponente beinhalten müssen. Das eidgenössische Jus-
tiz- und Polizeidepartement (EJPD) hebt im Jahr 1998 in seiner Botschaft zur 
Einführung des JStG ebenfalls den Leitgedanken der Integration jugendlicher 
Straftäter durch Erziehung hervor. Zur Umsetzung werden in erster Linie die 
Schutzmassnahmen vorgesehen (S. 5). Das Jugendstrafrecht bezieht den 
Erziehungsgrundsatz aber auf Strafen und Schutzmassnahmen. Dieser wird 
vor allem bei der Busse nach Art. 24 JStG und beim Freiheitsentzug nach Art. 
25 JStG von unterschiedlichen Seiten in Frage gestellt. Aebersold (2007) geht 
noch weiter und hält fest, dass Bestrafung als solches keine Erziehung ist (S. 
54). Die Sanktion soll aber an die Bereitschaft und Fähigkeit appellieren, das 
Verhalten zu ändern (S. 96). Dazu müssen alternative Verhaltensweisen zur 
Verfügung stehen, oder mit der Sanktionierung aufgezeigt und angeboten 
werden (S. 45). Wie der Erziehungsgrundsatz wird der Schutzgrundsatz im 
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Art. 2 JStG erwähnt, aber auch nicht weiter konkretisiert. Gemäss Aebersold 
(2007) wird mit Schutz die umfassende Fürsorge gemeint und beinhaltet die 
Abwehr von Gefahren, die Korrektur von Fehlentwicklungen und das Schaffen 
von günstigen Entwicklungsbedingungen (S. 95). 
 
Im JStG besteht nun die Möglichkeit des Dualismus von Sanktionen. Dem-
nach können Schutzmassnahmen und/oder Strafen angeordnet werden. Die 
Art. 10 und 11 JStG regeln diese Neuerung und legen sogleich fest, dass es 
möglich ist, eine Schutzmassnahme auch anzuordnen, obwohl nicht schuld-
haft gehandelt wurde (Art. 10 Abs 1 JStG). Die Strafe, welche zusätzlich oder 
alleine verhängt werden kann, ist jedoch nur für Jugendliche vorgesehen, wel-
che schuldhaft gehandelt haben und die Fähigkeit besitzen, das Unrecht der 
Tat einzusehen (Art. 11 Abs. 1 und 2 JStG). Aebersold (2007) erklärt, dass im 
Vordergrund stehen muss, dass nur die leichteste Massnahme (Schutzmass-
nahme oder/und Strafe) anzuwenden ist, falls diese ebenso erfolgverspre-
chend ist (S. 61). Mit diesem Grundsatz der Verhältnismässigkeit von Sankti-
onen werden Parallelen zum Vormundschaftsrecht erkennbar: So wenig wie 
möglich, so viel wie nötig. 
 
2.3 Strafuntersuchung 
Die Kantone haben zurzeit noch alle ihre eigene Strafprozessordnung (StPO). 
Das ist eine Ordnung, die den Ablauf eines Strafverfahrens regelt. Diese wer-
den aber zukünftig durch eine bundesweite Jugendstrafprozessordnung 
(JStPO) ersetzt. Bereits im JSTG werden im Kapitel der Untersuchung (Art. 5 - 
9) aber auch in den Art. 38 - 43 minimale Verfahrensvorgaben geregelt, wel-
che alle Kantone, unabhängig von der eigenen StPO einhalten müssen. Das 
Eidgenössisches Justiz und Polizeidepartement (EJPD) spricht in der Bot-
schaft (1998) in diesem Zusammenhang von rechtsstaatlichen Minimalanfor-
derungen (S. 6). 
 
Das gesamte JStG ist Europäische Menschenrechtskonventions (EMRK) kon-
form. Speziell zu erwähnen ist der Art. 5 Abs. 1 lit. d der EMRK, welcher den 
Artikel 6 des JStG beeinflusst, wonach eine Untersuchungshaft bei Jugendli-
chen erlaubt ist. Das JSTG geht in diesem Punkt sogar noch weiter und legt 
fest, dass eine vorsorgliche Schutzmassnahme der Untersuchungshaft vorge-
zogen werden muss, falls diese den selben Zweck erfüllt (Art. 6 JStG). Weiter 
werden in diesem Kapitel die Möglichkeiten zur Einstellung des Verfahrens 
geregelt. Speziell zu erwähnen ist hierbei, dass die Möglichkeit besteht, in 
bestimmten Fällen ein Verfahren zum Zweck einer Mediation vorläufig einzu-
stellen. Falls sich das Opfer mit der in der Mediation getroffenen Vereinbarung 
befriedigt zeigt, besteht die Möglichkeit, das Verfahren definitiv einzustellen 
und somit eine Strafbefreiung nach Art. 21, Abs. 1 lit. c JStG auszusprechen. 
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Der Art. 9 JStG regelt die Abklärung der persönlichen Verhältnisse der jugend-
lichen Straftäter/innen. Wesentliche Abklärungspunkte sind Familie, Erzie-
hung, Schule und Beruf, wie Abs. 1 erklärt. Damit wird die Entscheidungs-
grundlage geschaffen, um eine individuelle Strafe oder Schutzmassnahme 
anzuordnen. Der Abs. 2 klärt, dass dieser Prozess auch ausserhalb des Ver-
fahrens laufen kann. Die meisten Jugendanwaltschaften und Jugendgerichte 
haben Fachpersonen in ihrem Team, meist Sozialarbeitende, welche diese 
Abklärungen ambulant durchführen. In bestimmten Fällen ist aber eine statio-
näre Abklärung unumgänglich. So zum Beispiel wenn es Anzeichen von psy-
chischen Störungen bei straffälligen Jugendlichen gibt. 
 
2.4 Schutzmassnahmen 
Wie erwähnt, hat die urteilende Behörde (Die Jugendanwaltschaft / das Ju-
gendgericht) die Möglichkeit, unabhängig von der Schuldhaftigkeit des/der 
Jugendlichen eine Schutzmassnahme anzuordnen. Es gibt vier verschiedene 
Formen von Schutzmassnahmen. Die eingriffsschwächste ist die Aufsicht 
nach Art. 12 JStG. Demnach wird davon ausgegangen, dass die Inhaber der 
elterlichen Sorge grundsätzlich ihre erzieherische Aufgabe wahrnehmen, da-
bei aber unterstützt werden müssen. Der Entwicklungsprozess muss über-
wacht werden und gegebenenfalls sollen Weisungen erteilt werden können. 
 
Genügt diese Aufsicht nicht, kann eine persönliche Betreuung gemäss Art. 13 
JStG angeordnet werden, welche stärker und direkt in die Erziehung des/der 
Jugendlichen im Bezug auf Erziehung, Behandlung und Ausbildung eingreifen 
kann. Gegebenenfalls kann die elterliche Sorge entsprechend beschränkt 
werden. Diese beiden Schutzmassnahmen sind nur möglich, falls der/die Ju-
gendliche nicht schon nach Vormundschaftsrecht bevormundet ist, wie die Art. 
12 Abs. 2 und Art. 13 Abs. 3 festlegen. 
 
Ergänzend besteht die Möglichkeit, zusammen mit einer anderen Massnahme 
oder alleine, eine/n Jugendliche/-n aufgrund psychischer Störungen, beein-
trächtigte Persönlichkeitsentwicklung oder Abhängigkeiten gemäss Art. 14 
JStG ambulant zu behandeln.  
 
Die Art. 15 und 16 JStG regeln die eingriffsstärkste Schutzmassnahme. Ähn-
lich wie beim fürsorgerischen Freiheitsentzug nach Art. 397 ZGB kann die 
urteilende Behörde eine Unterbringung nach Art. 15 JStG anordnen, falls die 
notwendige Erziehung und Behandlung des/der Jugendlichen nicht anders 
sichergestellt werden kann, oder wenn er/sie sich oder andere gefährden 
könnte. Je nach Art der Einweisung ist eine vorhergehende medizinische oder 
psychologische Begutachtung zwingend (Art. 15, Abs. 3 JStG). 
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Die Vollzugsbehörde, in den meisten Kantonen ebenfalls die Jugendanwalt-
schaft und das Jugendgericht, organisieren und überwachen gemäss Art. 16 
und 17 JStG alle angeordneten Schutzmassnahmen. Sie reagieren auf Ände-
rungen in den persönlichen Verhältnissen, indem sie die Schutzmassnahmen 
anpassen (Art. 18 JStG). Dies ist nötig, da eine weitere Betreuung nach einer 
Unterbringung durch eine Aufsicht oder eine persönliche Betreuung gewähr-
leistet werden kann. Hat der/die Jugendliche das 22. Altersjahr erreicht, endet 
aber jegliche Form von Schutzmassnahme. Ist eine Weiterführung der Mass-
nahmen angezeigt, muss die Vollzugsbehörde gemäss Art. 19 JStG rechtzei-
tig vormundschaftliche Massnahmen beantragen. 
 
2.5 Strafen 
Nebst der Strafbefreiung, welche der Art. 21 JStG regelt, gibt es bei den Stra-
fen ebenfalls vier verschiedene Sanktionsmittel. Als erstes wird der Verweis 
geregelt. Gemäss Art. 22 Abs. 1 besteht er in der förmlichen Missbilligung der 
Tat und wird dann ausgesprochen, wenn er voraussichtlich genügt, um 
den/die Jugendliche/-n von weiteren Straftaten abzuhalten. In der Regel wer-
den Bagatelldelikte mit einem Verweis sanktioniert. 
 
Im ersten Absatz des Art. 23 JStG wird diejenige persönliche Leistung gere-
gelt, welche im alten StGB Arbeitsleistung genannt wurde. Im Kapitel 4 der 
vorliegenden Bachelorarbeit wird genauer darauf eingegangen. Absatz 2 des 
Art. 23 JStG regelt die persönliche Leistung als Teilnahme an Kursen oder 
ähnlichen Veranstaltungen. Verbreitet sind in diesem Zusammenhang Kurse 
zum Umgang mit Suchtmitteln, oder aber auch (Gruppen-)Sitzungen zum 
Thema Gewalt, sowie Verkehrserziehungskurse. Falls die angeordneten per-
sönlichen Leistungen nicht oder mangelhaft erbracht werden, hat die urteilen-
de Behörde gem. Abs. 6 die Möglichkeit, die persönliche Leistung in eine Bus-
se oder teilweise in Freiheitsentzug umzuwandeln. 
 
Die Busse, welche in Art. 24 JStG geregelt ist, macht grundsätzlich nur dann 
Sinn, wenn Jugendliche diese auch selber bezahlen können. Aus diesem 
Grund ist das Mindestalter auf 15 Jahre angesetzt und die Busse darf höchs-
tens 2000 Franken betragen. Auf Gesuch des/der Jugendlichen kann sie in 
eine persönliche Leistung umgewandelt werden. 
 
Beim Freiheitsentzug nach Art. 25 bis 27 hat das StGB einen grossen Ein-
fluss. Wie Aebersold (2007) schreibt, ist es nur möglich gegen Jugendliche 
Freiheitsentzug auszusprechen, wenn die Tat im Erwachsenenstrafrecht zu 
einer Geldstrafe oder Freiheitsentzug geführt hätte. Übertretungen, also leich-
te Straftaten gem. StGB, können nicht mit Freiheitsentzug bestraft werden (S. 
157). Hier wandelt sich also das täterbezogene Strafrecht zu einem Tatstraf-
recht. Die urteilende Behörde entscheidet aufgrund der Schwere des Deliktes, 
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ob Jugendliche zu Freiheitsentzug verurteilt werden oder nicht. Mindestalter 
für einen einjährigen Freiheitsentzug ist 15 Jahre. Für maximal 4 Jahre Frei-
heitsentzug muss der Täter/die Täterin mindestens 16 Jahre alt sein. Unter 
Umständen hat der/die Jugendliche die Möglichkeit per Gesuch eine Um-
wandlung der Freiheitsstrafe in eine persönliche Leistung zu beantragen. 
 
Die Busse, die persönliche Leistung, sowie der Freiheitsentzug können gem. 
Art. 35 JStG bedingt oder teilbedingt ausgesprochen werden. Somit besteht 
die Möglichkeit, einen Teil der Strafe zu vollziehen und einen zweiten Teil von 
der Entwicklung des/der Jugendlichen abhängig zu machen. Zudem regelt Art 
32 JStG, dass die Unterbringung einem Freiheitsentzug vorgezogen wird. 
Muss die Unterbringung abgebrochen werden, kann der Freiheitsentzug aber 
trotzdem noch vollzogen werden, falls dies nötig ist. 
 
2.6 Die Behörden im Jugendstrafrecht 
In der Schweiz gibt es zwei verschiedene Grundmodelle in der Jugendstraf-
rechtspraxis: Das Jugendanwalt-Modell und das Jugendgericht-Modell. 
Die Jugendanwaltschaften (Juga) sind zuständig für die Strafverfolgung 
(Untersuchungsbehörde), sowie den Straf- und Massnahmenvollzug (Voll-
zugsbehörde). Die Jugendanwältinnen und Jugendanwälte sind auch als Ein-
zelrichter/innen (urteilende Behörde) tätig und haben die Befugnis, bestimmte 
Strafen und Massnahmen auszusprechen. Falls eine schwere Sanktion bean-
tragt wird, ist das Jugendstrafgericht zuständig. Dann tritt der Jugendan-
walt/die Jugendanwältin als Staatsanwaltschaft auf und vertritt die Anklage 
(anklagende Behörde). 
 
Beim Jugendgerichts-Modell leiten die Jugendrichter/innen ebenfalls die 
Strafuntersuchung (Untersuchungsbehörde) und sind für den Straf- und 
Massnahmenvollzug (Vollzugsbehörde) zuständig. Bei leichteren Vergehen 
amten sie auch als Einzelrichter/innen. Wenn jedoch schwere Sanktionen an-
gedroht sind, amten die Jugendrichter/innen als Mitglieder des Jugendgerichts 
(urteilende Behörde). Sozialarbeitende sind nicht Teil der jugendstrafrechtli-
chen Behörde. Sie werden punktuell mit der Abklärung der persönlichen Ver-
hältnisse oder mit dem Vollzug von Massnahmen von den Jugendanwälten 
und Jugendanwältinnen resp. den Jugendrichtern und Jugendrichterinnen 
beauftragt. 
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3 Arbeit als Druckmittel und Sanktion 
 
Wie im letzten Kapitel gezeigt wurde, ist Arbeit in Form der persönlichen Leis-
tung nach Art. 23, Abs. 1 JStG eine mögliche Strafsanktion im Jugendstraf-
recht. Daraus ergibt sich die Frage, welche Bedeutung und Funktion Arbeit 
hat, damit sie als Strafmittel eingesetzt wird. 
In diesem Kapitel wird aufgezeigt, was Arbeit in der heutigen Zeit bedeutet, 
was als Arbeit bezeichnet wird und welche Funktion Arbeit hat. Welche Arten 
von Arbeit als Sanktion in der Gesellschaft etabliert sind und was damit er-
reicht werden will. 
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3.1 Arbeit in der heutigen Zeit 
Der Begriff Arbeit wird in unterschiedlichen Kontexten verwendet. Er zeigt sich 
in verschiedensten Kombinationen: Erwerbsarbeit, Freiwilligenarbeit, Denkar-
beit, Schreibarbeit, Trauerarbeit, Körperarbeit, Hilfsarbeit, Gastarbeit, Schwer-
arbeit und Hausarbeit sind nur ein paar Wörter, in denen Arbeit vorkommt und 
es ist schwer zu sagen, was das eine mit dem anderen zu tun hat. Die Gren-
zen sind nicht klar und die Definitionen von Arbeit unbegrenzt. Die folgenden 
Absätze befassen sich mit der Entstehung des Arbeitsbegriffs und dessen 
Bedeutung, sowie der Funktion der Erwerbsarbeit. 
 
3.1.1 Herleitung des Arbeitsbegriffs 
Schon in der Bibel wurde Arbeit thematisiert. Nachdem Eva und Adam die 
Früchte des Baums in der Mitte des Gartens Eden gegessen hatten, verbann-
te Gott sie und damit die Menschheit aus dem Paradies mit der Aufgabe, den 
Ackerboden zu bestellen. „Dein Leben lang wirst du hart arbeiten müssen, 
damit du dich von seinem Ertrag ernähren kannst. Viel Mühe und Schweiss 
wird es dich kosten.“ So heisst es in der Bibel im Buch Genesis, Kapitel 4, 
Vers 18. Nicht nur diese Textpassage aus der Bibel lässt darauf schliessen, 
dass Arbeit mit Anstrengung verbunden wurde. Sie wurde sogar als Strafe 
Gottes ausgelegt. Auch auf der Suche nach der Wortherleitung zeigt sich Er-
staunliches. Gemäss Hartmut O. Häcker und Kurt-H. Stapf (2009) stammt 
Arbeit aus dem altgriechischen Wort ‚ponus’ und wurde im Mittelhochdeut-
schen als ‚arebeit’ bezeichnet. Beide Wörter bedeuten Not und Mühsal (S. 
62). Im Französischen kommt das Wort ‚traveil’ vom Lateinischen ‚tripaliare’, 
was soviel wie quälen bedeutet. Und das englische ‚labour’ sowie das italieni-
sche ‚lavorare’ kommen vom Lateinischen ‚laborare’ was leiden, sich abmü-
hen meint. 
 
Im altzeitlichen und mittelalterlichen Verständnis war Arbeit immer mit körper-
licher Tätigkeit verbunden und als eine herablassende, mühselige und unwür-
dige Sache betrachtet. Die privilegierte Schicht arbeitete nicht und überliess 
dies Knechten, Mägde und Sklaven. Dies wandelt sich gemäss Torsten Mei-
reis (2008) erst in der Aufklärung. Arbeit wurde fortan als Tätigkeit zur Anhäu-
fung des irdischen Wohlstandes und Reichtums verstanden (S 95). Im Laufe 
der Neuzeit hat sich der Arbeitsbegriff erweitert und es sind neue Bedeutun-
gen und Verknüpfungen entstanden. Maria Jehoda schreibt (1986), dass die 
wesentliche Gemeinsamkeit der Arbeitsbegriffe einzig zweckgerichtetes Han-
deln oder das Produkt solchen Handelns sei (S.24). Die Erwerbsarbeit – die 
Arbeit welche wir in ersten Linie zur Existenzsicherung ausüben – als einer 
dieser Begriffe, ist insofern äusserst relevant, da sie auf die Entwicklung der 
Gesellschaft seit Beginn der Industrialisierung massgebenden Einfluss hatte 
und immer noch hat. Zudem ist sie diejenige Art von Arbeit, welche sich mit 
der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG vergleichen lässt, da viele 
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der Tätigkeiten, welche die Jugendlichen sanktionshalber übernehmen müs-
sen, sonst von Erwerbsarbeitenden ausgeführt werden (siehe Kap 4.3). Des-
halb wird in den folgenden Abschnitten die Funktion der Erwerbsarbeit genau-
er beschrieben. 
 
3.1.2 Die Funktion der Erwerbsarbeit 
Erwerbsarbeit dient in Mitteleuropa dazu, sich seine wirtschaftliche Existenz 
zu sichern. Das durch die Erwerbsarbeit belohnte Einkommen sollte für die 
täglichen Ausgaben reichen und ermöglichen, eine finanzielle Absicherung für 
soziale Risiken zu schaffen. Leider ist diese Möglichkeit nicht mehr für alle 
gegeben, denn die Zahl der working-poor und Menschen, die in Billiglohnsek-
toren arbeiten, nehmen stetig zu. Andererseits gibt es Arbeitende, welche 
derart astronomische Summen verdienen, dass es sich schwer erklären lässt, 
was dies mit Existenzsicherung zu tun hat. Trotzdem kann davon ausgegan-
gen werden, dass die meisten ihre wirtschaftliche Existenzsicherung durch die 
Erwerbsarbeit erreichen und die Gesellschaft davon ausgeht, dass die wirt-
schaftliche Existenz grundsätzlich mit der Erwerbsarbeit zu sichern ist. 
 
Nicht zu unterschätzen ist die integrative Funktion der Erwerbsarbeit. Mit 
den Mitarbeitenden verbringt eine Arbeitende/ein Arbeitender je nach Branche 
während seiner Erwerbszeit wochentags meist mehr Zeit als mit der eigenen 
Familie. Sie oder er verabschiedet sich also aus dem Familiensystem und 
begibt sich in das System des Arbeitsplatzes. Er/sie bringt eine Leistung für 
andere und arbeitet mit der Leistung anderer, um gemeinsame Ziele zu errei-
chen. Unterhält sich, erfährt Neuigkeiten, sieht und wird gesehen und erlebt 
eine geregelte Tagesstruktur. Zudem verbringt er/sie Freizeit mit Mitarbeiten-
den in den Pausen oder beim Feierabenddrink, entwickelt sich durch Beo-
bachtung und nimmt am gesellschaftlichen Leben teil. 
 
Mit der Funktion der Gegenleistung ist einerseits der Lohn gemeint. Anderer-
seits kann auch die Anerkennung der Arbeitsleistung oder der Fähigkeiten als 
Gegenleistung empfunden werden. Das Gefühl des Gebrauchtwerdens ist für 
die meisten Arbeitenden eine ebenso grosse Motivation für das tägliche Er-
scheinen am Arbeitsplatz, wie der Lohn. Eine grössere Zufriedenheit und da-
durch eine höhere Lebensqualität, aber auch eine bessere Arbeitsleistung 
lassen sich dadurch feststellen. Die Arbeit für den/die Arbeitenden scheint als 
eine Art Belohnung für seine/ihre Leistung. Er/Sie darf durch seine/ihre Arbeit 
an der Arbeitsgesellschaft teilhaben. Ein Zyklus bei dem man nur einge-
schlossen oder nur ausgeschlossen sein kann. 
 
Aus den genannten Komponenten heraus wird klar, dass Erwerbsarbeit auch 
eine Identitätsfunktion hat. Wenn sich zwei Personen kennenlernen ist die 
Frage nach dem Job meist eine der ersten. Aber auch bei Bekanntschafts- 
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und Freundschaftskreis gilt die Frage nach dem aktuellen Berufstand ebenso 
zur Pflicht, wie das Befinden des Partners oder der Kinder. Bei vielen Nichtar-
beitenden ist der Wunsch nach Erwerbsarbeit allgegenwärtig. Hausfrauen 
oder Hausmänner versuchen vielfach nach einer Kinderpause wieder in die 
Erwerbsarbeit einzusteigen, auch wenn es aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
notwendig wäre. Denn wer wir sind und was wir machen wird von der Gesell-
schaft unter anderem durch die berufliche Tätigkeit definiert. Der Begriff der 
Erwerbsgesellschaft scheint demnach für die heutige Mitteleuropäische Ge-
sellschaft sehr zutreffend. Wir machen uns über eine Person ein bestimmtes 
Bild, sobald wir wissen dass er/sie ein/-e Künstler/-in, ein/-e Schreiner/in, ein/-
e Manager/-in, ein/-e Professor/in oder ein Bauer / eine Bäuerin ist. In gewis-
sen Situationen neigen viele Menschen dazu, möglichst zu verschweigen, was 
sie von Beruf sind. In anderen Situationen geben sie gerne preis, was sie sind 
und was sie beruflich schon alles erreicht haben. In diesem Zusammenhang 
wird klar, die Erwerbsarbeit definiert uns, im Zusammenspiel mit anderen Fak-
toren, als Individuum und ist für die meisten Menschen auch deshalb erstre-
benswert. 
 
3.2 Der Staat drängt zur Arbeit 
Wie vorgängig erwähnt ist die Erwerbsarbeit nicht die einzige Art von Arbeit, 
welche wir täglich leisten. Hausarbeiten sind sicher für viele Tätigkeiten, wel-
che sie in der sogenannten Freizeit erledigen. Doch kennt die Gesellschaft 
nicht nur freiwilligen Tätigkeiten ausserhalb oder anstelle der Erwerbsarbeit. In 
den letzen Jahren wurden dem Staat immer mehr Kompetenzen erteilt, um 
den Bürger zur Arbeit zu drängen oder gar Arbeit als Sanktion für eine mit 
Strafe bedrohte Tat aufzuzwingen. Mit den folgenden drei Beispielen soll ge-
zeigt werden, welche unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereiche davon 
betroffen sind. 
 
3.2.1 Gemeinnützige Arbeit 
Anstelle einer Freiheitsstraffe bis zu 6 Monaten oder einer Busse bis zu 180 
Tagessätzen gibt es im schweizerischen Strafrecht die Möglichkeit, dass ge-
meinnützige Arbeit als Strafe von der Strafrechtbehörde angeordnet wird, falls 
der Täter/die Täterin damit einverstanden ist (Art. 37, Abs. 1 StGB). Gemäss 
Art. 37, Abs. 2 StGB ist es ähnlich wie im JStG vorgesehen, dass diese ge-
meinnützige Arbeit unentgeltlich und zu Gunsten von sozialen Einrichtungen, 
Werken im öffentlichen Interesse oder hilfsbedürftiger Personen geleistet wird. 
Der Vollzug dieser Sanktion ist wiederum kantonal geregelt. Gemäss Bundes-
amt für Statistik sprechen die Behörden des Kantons Bern am meisten ge-
meinnützige Arbeit aus. Deshalb wird kurz der Ablauf in Bern skizziert, wie er 
auch auf der Internetseite zu finden ist. Nach der Verurteilung legt die Voll-
zugsbehörde zusammen mit dem/der Verurteilten den Einsatzort sowie die 
Formalitäten fest. Dabei ist die Motivation der Verurteilten unabdingbar. Der 
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Vollzug wird kontrolliert und begleitet und die Einsatzorte werden durch die 
Behörden beraten (pom.be.ch, 2009). Gemäss Artikel 39 StGB gelten vier 
Stunden gemeinnützige Arbeit als ein Tagessatz Geldstrafe oder als einen 
Tag Freiheitsstrafe. Demzufolge ist es möglich, eine gemeinnützige Arbeit 
anzuordnen, unabhängig ob jemand arbeitstätig ist oder nicht. Im Falle einer 
Berufstätigkeit ist die gemeinnützige Arbeit am Abend oder am Wochenende 
zu verrichten, was den Betroffenen massgebend in seiner Freiheit ein-
schränkt. Benjamin F. Brägger dokumentierte 2003 eine Studie zur gemein-
nützigen Arbeit von 1996 – 1998, wonach rund zwei Drittel der Befragten ei-
nen Arbeitseinsatz leisteten, um nicht ins Gefängnis zu müssen. Ein Drittel 
erachtete die Sanktion als eine sinnvolle Wiedergutmachung und 12 Prozent 
wollten vor allem umgehen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren (Mehrfachnennun-
gen waren möglich) (S. 64).  
 
3.2.2 Wiedereingliederung von Arbeitslosen 
In den vergangenen Jahren wurde von Seiten der Behörden und der Bevölke-
rung vermehrt Druck auf Arbeitslose ausgeübt. Mit verschiedenen Massnah-
men wird versucht, sie wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Zum Beispiel 
muss jemand beim regionalen Arbeitsvermittlungszentrum (RAV) eine be-
stimmte Anzahl von Bewerbungen versenden, wenn er/sie nicht damit rech-
nen will, Einstelltag der Leistungen in Kauf nehmen zu müssen. Oder es wer-
den Leistungsaufträge an Institutionen vergeben, welche ein Beschäftigungs-
programm für Sozialhilfeempfänger anbieten. Gerade bei Langzeitarbeitslosen 
sollen diese Massnahmen helfen, sie über den sogenannten zweiten Arbeits-
markt mittels Training und Umschulung wieder in den ersten Arbeitsmarkt ein-
zugliedern. Bei den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe 
(SKOS) wird festgehalten, dass die Sozialhilfeorganisationen mittels finanziel-
ler Anreize die soziale und berufliche Integration von Hilfesuchenden fördern 
sollen (Richtlinien für die Sozialhilfe, Kapitel C“ und D.2). Auch bei der Invali-
denversicherung ist der oberste Grundsatz „Eingliederung vor Rente“ (IV-
Stelle Luzern, 2009, Grundsätze). In diesem Zusammenhang wird klar, dass 
eine Arbeitstätigkeit nicht mittels Sanktion ausgesprochen wird. Es besteht 
jedoch ein massiver gesellschaftlicher und staatlicher Druck, arbeitstätig zu 
sein. 
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3.2.3 Schulisches Time-out mit Arbeitseinsatz 
Wenn Jugendlichen ein Schulausschluss droht, besteht vielerorts die Möglich-
keit, ein sogenanntes Time-out, also ein befristeter Unterrichtsauschluss mit 
gleichzeitiger Beschäftigung, durchzuführen. Da das Schulsystem schweizweit 
nicht einheitlich geregelt ist, läuft ein Time-out je nach Kanton unterschiedlich 
ab. Grundsätzlich kann aber gesagt werden, dass die Bildung weitergeführt 
werden muss und die Reintegration in die Regelklasse im Vordergrund steht. 
Die in diesem Zusammenhang organisierten Arbeitseinsätze werden ebenfalls 
unterschiedlich begründet. Im Lehrplan des Kantons Bern (1995) ist von „län-
gere Praktika im Rahmen der Berufswahlvorbereitung“ (zit. In Regina Brand 
Brunner & Simone Gaberell 2005, S. 31) die Rede. Der Kanton Luzern spricht 
in den Richtlinien zu Time-out Klassen von Beschäftigung in Betrieben als 
schulische Projekte und legt fest, dass geeignete Betriebe auszuwählen sind. 
Ebenfalls müssen die Jugendlichen durch eine Fachperson betreut werden (S. 
3). Wie diese Betreuung zu erfolgen hat, ist jedoch nicht geregelt. 
Die erfolgreiche Reintegration in die Regelklasse hängt nicht alleine vom Ge-
lingen des Arbeitseinsatzes ab. Doch wird die Beurteilung der Leistung der 
Jugendlichen bei einer Time-out Beschäftigung in die Überlegungen mit ein-
fliessen, ob die Jugendlichen in die Klasse reintegriert werden sollen.  
 
3.3 Ziel der Arbeit als Sanktion und Druckmittel 
Anhand dieser drei Felder in denen Arbeit als Druckmittel oder Sanktion zur 
Anwendung kommt, wird klar, dass es viele unterschiedliche Ziele gibt, die 
damit erreicht werden sollen. Die Gesellschaft fordert für die Arbeitslosenent-
schädigung eine Gegenleistung. Die Jugendlichen im schulischen Time-out 
sollen ein realistisches Selbstbild erhalten und ihre Ressourcen stärken. Bei 
der gemeinnützigen Arbeit steht die aktive Wiedergutmachung im Vorder-
grund. Weiter sollen aber auch die sozialschädlichen Folgen des Kurzzeitvoll-
zugs verhindert werden, wie Brägger (2003, S.61) erklärt. Zudem sind die Fi-
nanzmittel im Strafvollzug knapp und durch diese Form von Strafe kann im 
Vergleich zu Haftstrafen eine Menge Geld eingespart werden. Ähnliche Über-
legungen gibt es auch bei der Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen, 
weshalb man mit umfangreichen Mitteln versucht, sie wieder in die (Erwerbs-) 
Gesellschaft zu integrieren. Arbeitslose kosten den Staat mehr als Arbeitstäti-
ge. Dabei ist nicht nur die Arbeitslosenentschädigung gemeint. Alle negativen 
Folgen der Arbeitslosigkeit fallen in finanzieller Sicht zu Lasten der Staatskas-
se. Dies wäre auch ein Argument für die Befürwortenden der schulischen Ti-
me-outs. Jugendliche, welche durch Arbeitseinsätze die Arbeitswelt erleben 
und Gefallen daran finden, sind motivierter auf der Suche nach einer Lehrstel-
le. Sie vergrössern so die Chancen auf einen gelingenden Einstieg in die Ar-
beitswelt und kosten den Staat und die Gesellschaft später weniger. 
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4 Arbeit als Strafe im Jugendstrafrecht 
 
Der Schutz- und Erziehungsgedanke ist der zentrale Grundsatz des Jugend-
strafrechts, wobei der Lebens- und Familienverhältnisse, sowie der persönli-
chen Entwicklung besondere Beachtung geschenkt werden sollen (Art. 2 
JStG). Es stellt sich die Frage, warum es denn auch Strafen im Jugendstraf-
recht gibt. Wenn es um den Schutz und die Erziehung der Jugendlichen geht, 
könnte dies doch ausschliesslich mit Massnahmen getroffen werden, ähnlich 
wie beim Kindesschutz im ZGB? Ein sogenanntes Jugendwohlfahrtsgesetz 
stand bei der Ausarbeitung des seit 2007 in Kraft gesetzten Jugendstrafrechts 
ebenfalls zur Debatte, wurde aber nicht ernsthaft verfolgt. Gemäss Aebersold 
(2007) überwog die Jugendstrafrechtsidee, da man das Bewusstsein der Ju-
gendlichen für die besondere Bedeutung strafrechtlich geschützter Rechtsgü-
ter schärfen wollte (S. 47). 
Es bleibt aber die Frage, warum die Gesellschaft auf die Strafe nicht verzich-
ten will. Deshalb geht es in diesem Kapitel als erstes um die Frage, warum wir 
strafen und welchen Einfluss Bestrafung auf die Entwicklung eines Menschen 
hat. Anschliessend werden die Anforderungen an Arbeit als Strafen ausfindig 
gemacht. Schliesslich soll gezeigt werden, wie Arbeit in Form der persönlichen 
Leistung gemäss Jugendstrafrecht umgesetzt wird und dass Arbeit auch als 
jugendstrafrechtliche Weisung möglich ist. 
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4.1 Warum braucht es Strafen? 
Durch Strafen, insbesondere Freiheitsstrafen, wird die Möglichkeit geboten, 
die Gesellschaft vor Straftätern zu schützen und sie nicht unnötig der Gefahr, 
welche vom Täter ausgeht, auszusetzen. Dieser Schutz bietet der Bevölke-
rung einen beschwerdefreieren Alltag und hilft auch mit, Misstrauen gegen-
über Mitmenschen zu verringern. Jedoch haben die wenigsten Straftaten eine 
Freiheitsstrafe zur Folge und somit kann dies nur ein Grund unter vielen sein. 
 
Die Reziprozität, also das menschliche Verlangen auf eine Leistung eine Ge-
genleistung zu erbringen, ist ein altbekanntes Phänomen, um ein Ungleichge-
wicht zu korrigieren. Gregor Dobler (2004) kehrt es um und stellt fest, dass 
durch einen Diebstahl oder eine Beleidigung ein negatives Ungleichgewicht 
entsteht (S. 35). Dieses negative Ungleichgewicht soll rückgängig gemacht 
werden in dem man nicht wie früher Gleiches mit Gleichem vergeltet, sondern 
mit dem Strafrecht ein Mittel geschaffen hat, die Vergeltung zu systematisie-
ren. Im ursprünglichen Sinne der Reziprozität funktioniert aber die Sühne. 
Ein/-e einsichtige/-r Straftäter/-in verspürt unter Umständen den Drang, das 
durch die Straftat gemachte Ungleichgewicht durch eine Strafe wieder aufzu-
heben oder zumindest zu vermindern. 
 
Taten, welche schon lange zurückliegen, können nicht mehr im selben Masse 
vergolten werden, da Strafen an Wirkung verlieren, wenn sie nicht unmittelbar 
erfolgen (siehe Kapitel. 4.2). Christian Schwarzenegger (2004) stellt in diesem 
Zusammenhang die Rache am Kriegsverbrecher und späteren Haushaltsmi-
nister Frankreichs, Maurice Papon dar, welcher sein Unwesen im zweiten 
Weltkrieg getrieben hatte. Er stellt fest, dass es der Gesellschaft nicht wohl sei 
beim Gedanken, einen Verbrecher durchschlüpfen zu lassen, obwohl dieser 
zum Zeitpunkt der Verurteilung ein alter Greis war, seine Taten 60 Jahre zu-
rück lagen und eine Rückfälligkeit ausgeschlossen werden konnte (S.20). Pa-
pon wurde zu 10 Jahren Haft verurteilt, wovon er drei verbüsst hatte. In eine 
ähnliche Richtung geht auch die Diskussion zur Abschaffung von Verjährungs-
fristen bei Sexualstraftätern. Die Legitimation von Strafen, welche lange Zeit 
nach der Tat ausgesprochen werden, wird gesellschaftlich mit der Genug-
tuung für die Opfer und deren Angehörigen als wichtig angeschaut. 
 
Die Forderung nach hohen Strafen geht davon aus, dass der Mensch sich von 
Taten abhalten lässt, wenn der Tat gegenüber eine verhältnismässig grössere 
Strafe entgegengesetzt wird. Die Strafe soll also eine Abschreckung sein. 
Nicht für den aktuellen Fall, sondern für mögliche Wiederholungen, aber auch 
für mögliche Nachahmer. Schwarzenegger (2004) schreibt, dass der Erfolg 
dieser Abschreckung unter anderem abhängig davon ist, wie hoch die Wahr-
scheinlichkeit der Entdeckung der Straftat ist (S. 24). Offener gegenüber dem 
Abschreckungsbegriff steht die systemische Prävention. Hafen schreibt in sei-
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nem Grundlagenbuch (2007), dass Abschreckung nichts anderes als eine be-
sondere Form von Information ist, deren gewünschte Wirkung nicht gewähr-
leistet werden kann (S. 249 – S. 250). Prävention hat auch in einer andern 
Form den Weg in Strafrecht gefunden. Gemäss Art. 386 StGB hat der Bund 
die Möglichkeit Massnahmen zu ergreifen, um Straftaten zu verhindern und 
der Kriminalität vorzubeugen (Abs. 1). In juristischen Kreisen ist aktuell viel-
fach von General- und Spezialprävention die Rede, um damit die Prävention 
für die Gesellschaft und zielgruppenspezifische Prävention zu unterscheiden, 
welche durch das Strafen oder das Androhen von Strafen bewirkt werden sol-
len. Dabei geht es gemäss der deutschen Bundeszentrale für politische Bil-
dung (bpd) darum, die Bevölkerung in ihrem Rechtsbewusstsein zu bestärken 
und mögliche Täter von Taten abzuhalten, oder aber Wiederholungen zu ver-
meiden und die Resozialisierung zu forssieren (bpd, 2009). Unter Resoziali-
sierung wird gem. Deimling (1968) die Wiedereingliederung in die menschli-
che Gesellschaft verstanden. Maelicke (2002) bezeichnet Resozialisierung als 
Teil des lebenslangen Sozialisationsprozesses (beides zit. in Cornell 2009). 
Der Begriff der Resozialisierung wird gemäss Cornell heute nicht nur im Zu-
sammenhang mit Gefangenen gebraucht, sondern auch in der Bewährungs-
aufsicht und der freiwilligen Straffälligenhilfe angewandt (2009). 
 
Um diese Unterschiede etwas zu verdeutlichen, dient die untenstehende Gra-
fik. Sie teilt die Straftheorie in die zwei grossen Gruppen: Absolute Theorien 
und relative Theorien. Vereinfacht gesagt will die absolute Straftheorie bestra-
fen, weil ein Verbrechen begangen wurde, und die relative Straftheorie will 
bestrafen, damit zukünftig keine Straftaten mehr begangen werden. 
 



























Resozialisierung, Therapie, Warnstrafe 
Abbildung: Straftheorien (nach Aebersold, 1998, S.41) 
 
Bezogen auf das Jugendstrafrecht macht Abersold (2007) die Aufteilung der 
General- und Spezialprävention, indem er von Primär- und Sekundärpräventi-
on spricht (S. 26), welche nicht zu verwechseln sind, mit den in der Sozialar-
beit bekannten systemtheoretischen Begriffen nach Hafen (2007). Dort ist die 
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Rede von Prävention (Primär-), Früherkennung und -behandlung (Sekundär) 
und Behandlung (Tertiärprävention) (S.85).  
 
4.2 Entwicklung durch Bestrafung 
Die menschliche Entwicklung steht im engen Zusammenhang mit der Reakti-
on des Umfeldes auf das Verhalten des Individuums. Je nach Reaktion des 
Umfeldes auf ein Verhalten wird dieses wiederholt oder nicht mehr gemacht. 
Durch die Bestrafung wird beabsichtigt, unerwünschtes Verhalten zu vermin-
dern oder auszuschalten. Ob dies gelingen kann, wurde und wird auch zu-
künftig gemäss Georg-Wilhelm Rothgang (2009) kontrovers diskutiert, da 
auch die Lernpsychologie keine eindeutigen Antworten anbieten kann (S. 
134). Rothgang unterscheidet unter dem Oberbegriff des operanten Konditio-
nierens zwischen zwei verschiedenen Bestrafungsformen. Einerseits soll die 
Auftretenswahrscheinlichkeit des Verhaltens vermindert werden, indem ein 
unangenehmer Zustand eintritt. Dies nennt er Bestrafung durch aversive Rei-
ze (S. 134). Andererseits kann auch eine Verhaltensänderung angestrebt 
werden, indem ein angenehmer Zustand beendet wird: Bestrafung durch Ver-
stärkerentzug (S. 136). 
 
Im Rahmen der Bestrafung durch aversive Reize kennt das Jugendstrafrecht 
den Verweis, die Busse, die persönliche Leistung oder einen Freiheitsentzug. 
Den Jugendlichen wird durch die Bestrafung ein unangenehmer Zustand zu-
geführt um eine Verhaltensänderung anzustreben. Im Bezug auf die Bestra-
fung durch Verstärkerentzug bietet das Jugendstrafrecht nur indirekte Mög-
lichkeiten. Zum Beispiel können die Eltern die Jugendlichen über eine längere 
Zeit einen Teil des Sackgeldes abziehen, um Bussen zu begleichen. Oder 
der/die Jugendliche muss durch die persönliche Leistung auf den freien Mitt-
wochnachmittag verzichten. Die Bestrafung muss gemäss Rothgang nicht 
unbedingt mit dem Delikt zusammenhängen (S. 136). Es könnte also auch 
möglich sein, aufgrund des unerwünschten Verhaltens, beispielsweise bei 
Sachbeschädigungen, den Ausgang des/der Jugendlichen einzuschränken. 
Auf den ersten Blick scheinen sich die beiden Bestrafungen kaum zu unter-
scheiden, denn ein Verstärkerentzug kann für den Betroffenen auch als aver-
sive Bestrafung verstanden werden. Franz J. Schermer (2002) hält aber fest, 
dass die emotionale Belastung beim Verstärkerentzug wesentlich kleiner zu 
sein scheint, da vermutlich der Angst keine entscheidende Bedeutung zu. Ent-
täuschung und Frustration würden aber als Folgeerscheinung auftreten 
(S. 75). 
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Die Effektivität von Strafen wird gemäss Schermer (2002) von vier Permanen-
ten gesteuert: 
 Härte: So intensiv wie nötig 
 Auftretenswahrscheinlichkeit: Auf möglichst jedes Verhalten soll ein 
Strafreiz folgen 
 Unmittelbarkeit: Je schneller die Bestrafung desto wirkungsvoller 
 Motivation: Je niedriger die Motivation zur Ausführung des Verhaltens, 
desto besser die Kontrolle durch Strafe (S. 72). 
Das Jugendstrafrecht bietet die Möglichkeit, die Strafen nach dem Verhältnis-
mässigkeitprinzip auszusprechen. Es soll die schwächste Sanktion gewählt 
werden, welche die Jugendlichen von weiteren Straftaten abhalten. Im ju-
gendstrafrechtlichen Kontext bestehen aber auch Gegebenheiten, welche die 
Effektivität der Strafen beinträchtigen. Es kann nicht gewährleistet werden, 
dass auf jedes Verhalten ein Strafreiz erfolgt, denn es braucht immer zuerst 
eine Anzeige. Beispielsweise kann ein Sprayer munter unentdeckt weiter-
sprayen, ohne dass ihm dieses Verhalten zugesprochen werden kann. Zudem 
werden Strafanzeigen teilweise unterlassen, wenn bereits ein Verfahren ge-
gen jemand hängig ist. Die urteilende Behörde hat nicht die Möglichkeit unmit-
telbar zu handeln. Bis einen Strafanzeige eingereicht wir, geht es meist Tage, 
dann obliegt die Voruntersuchung und die Tatbestandabklärung der Polizei, 
welche je nach Arbeitsaufwand schneller oder langsamer handeln kann. Erst 
dann gelangt sie an die Jugendanwaltschaften und Jugendgerichte, wo sie je 
nach Arbeitsaufwand und Kapazitäten möglichst rasch behandelt wird. Bei 
komplexeren Fällen liegen Straftat und Strafurteil meist mehrere Monate aus-
einander. Im Bezug auf die Motivation zur Ausführung des Verhaltens kann 
gesagt werden, dass gerade bei hoher Motivation des Straftäters von der Be-
völkerung und der Politik eine Strafe verlangt wird, da man den Jugendlichen 
einen Denkzettel verpassen möchte. Auf die Veränderung des Verhaltens hat 
die Bestrafung wie oben erwähnt aber nur eine geringe Wirkung. 
 
4.3 Anforderung der Arbeit als Strafe 
Im alten StGB, welches bis Ende 2006 gültig war, gab es je einen Teil zum 
Thema Kinder und Jugendliche. Für beide Altersgruppen bestand die Mög-
lichkeit, eine Arbeitsleistung als Disziplinarstrafe (nach Art 87 aStGB) bei den 
Kindern zwischen 7 und 14 Jahren, oder als Bestrafung (nach 95 aSTGB) bei 
den Jugendlichen anzuordnen, falls diese eine mit Strafe bedrohte Tat (Art 82 
und 89 aStGB) begangen hatten. Wie bereits im Kapitel Jugendstrafrecht er-
wähnt, war dies seit den Teilrevisionen von 1971 und 1974 möglich. In der 
parlamentarischen Diskussion zu diesen Revisionen gab es kaum Äusserun-
gen zur Arbeitsleistung. Ein Nationalrat erwähnte gemäss Marie Boehlen 
(1975), dass die stadt-bernischen Jugendanwälte bereits gute Erfahrungen 
gemacht hätten. Bereits seit 1959 hatten diese nämlich, sozusagen ausser-
rechtlich, die Verpflichtung zur Arbeitsleistung angewendet (Boehlen 1974, 
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S 26). Im selben Buch mit dem Titel „Ist Strafe unbedingt notwendig?“ legt 
Boehlen fest, dass der/die Bestrafte etwas Unangenehmes auf sich nehmen 
muss. Damit die Strafe erzieherisch wirken kann, muss Strafeinsicht und 
Strafbereitschaft vorhanden sein und eine positive Wirkung, also die Gelegen-
heit zur Wandlung und Wiedergutmachung, fokussiert werden (S.11). Speziell 
auf die Arbeitsleistung bezogen weist sie darauf hin, dass die Arbeitsplätze 
sorgfältig ausgewählt sein müssen (S. 28), dass die Arbeitsleistungen an 
schulfreien Nachmittagen geleistet werden müssen (S.28), dass geeignetes 
Personal vorhanden ist und absolute Diskretion gewahrt werden muss (S.29). 
Marie Boelen, selbst Jugendanwältin in Bern war sehr überzeugt von der Ver-
pflichtung zur Arbeitsleistung, nicht nur, weil sie offensichtlich vom Schularrest 
und der Einschliessung, nicht viel hielt. So schreib sie: 
 
„Wenn wir davon ausgehen, dass diejenigen Strafen erzieherisch positiv wir-
ken, die Gelegenheit zur inneren und äusseren Wiedergutmachung bieten, so 
dürfte sich die Verpflichtung zu einer Arbeitsleistung dazu vorzüglich eignen. 
Statt ein Übel passiv zu erdulden, erhält der Täter Gelegenheit, das begange-
ne Unrecht durch aktive Tätigkeit wiedergutzumachen und sein Unrecht in 
echtem Sinn zu sühnen“ (Marie Boehlen,1974, S.21). 
Mit der Gesamterneuerung des StGB und somit der Einführung des JStG am 
1. Januar 2007 wurden neue Schriften zur Thematik verfasst. Vor allem Ae-
bersold (2007) geht der Frage nach, was die Strafe auslöst und welche Anfor-
derung sie erfüllen muss, um positiv zu wirken (S.41). Er stützt sich dabei auf 
Lern- und Entwicklungspsychologische Erkenntnisse. 
 
4.4 Arbeit als Form der persönlichen Leistung 
Der Art. 23 des JStG regelt die persönliche Leistung (pL). Im Jahre 2008 wur-
den schweizweit gemäss Bundesamt für Statistik insgesamt 6824 persönliche 
Leistungen ausgesprochen, was mehr als 45% aller Sanktionen sind. Die Ar-
beitsleistung, wie sie früher geheissen hat, wird heute im Abs. 1 geregelt und 
lautet: 
 
„Der Jugendliche kann zu einer persönlichen Leistung zu Gunsten von sozia-
len Einrichtungen, von Werken im öffentlichen Interesse, von hilfsbedürftigen 
Personen oder des Geschädigten mit deren Zustimmung verpflichtet werden. 
Die Leistung hat dem Alter und den Fähigkeiten des Jugendlichen zu entspre-
chen. Sie wird nicht entschädigt“ (Art. 23, Abs. 1 JStG). 
Abs. 2 regelt die Möglichkeit, die pL als Kurs oder ähnliche Veranstaltung an-
zuordnen (Art 23, Abs. 2 JStG). So kann die Möglichkeit geboten werden, 
dass sich der Täter/die Täterin, oder auch Tätergruppen mit professioneller 
Hilfe mit dem Problem auseinandersetzten, welches zur Tat geführt hat (z.B. 
Gewalttäter- und Täterinnenprogramme). Oder damit er/sie über das Recht-
system informiert wird und eine Strafe wegen Unwissenheit zukünftig ausge-
   28 
schlossen werden kann (z.B. Verkehrserziehungskurse). Die Absätze 3 bis 6 
des Art. 23 JStG regeln die Dauer und den Vollzug der pL. Demnach darf pL 
zu höchstens zehn Tagen für Kinder bis 14 Jahren, und zu höchstens drei 
Monaten für ältere Jugendliche bis 18 Jahren angeordnet werden. Da die 
Dauer eines pL-Tages nicht definiert wird, verweist Aebersold (2007) auf die 4 
Stunden, welche bei den Erwachsenen als Tagessatz gem. Art. 39 StGB gel-
ten (S. 153). In der Praxis können es aber je nach Einsatzort auch mehr sein. 
Bei den über 15-jährigen kann eine nicht geleistete pL nach Mahnung zu einer 
Busse oder zu Freiheitsentzug umgewandelt werden (Abs. 6). Gemäss Gür-
ber, Hug und Schläfli (2007) kann die pL laut Art 35 JStG auch ganz oder teil-
weise bedingt werden, falls die unbedingte Strafe nicht notwendig erscheint, 
um den Täter/die Täterin von weiteren Verbrechen oder Vergehen abzuhalten 
(S. 90). 
 
4.5 Beispiele aus der Praxis 
Um die persönliche Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG etwas greifbarer zu 
machen, folgen drei Beispiele. Grundlage dieser Beispiele sind Praxiserfah-
rungen des Verfassers. Sie sind von den Taten und von den Personen her frei 
erfunden. Die Einsatzorte sind aber realistisch gewählt. Demnach könnten 
sich die Szenarien so zugetragen haben. 
 
4.5.1 Im Altersheim des Dorfes 
Frederica und Agnes sind zwei 13-jährige Schülerinnen in einer Landsge-
meinde im schweizerischen Mittelland. Sie sind zusammen in einem Sportver-
ein und treffen sich auch sonst regelmässig. An einem schulfreien Mittwoch-
nachmittag gehen sie zum Shoppen in die Kantonshauptstadt. Nach einigen 
Besorgungen geht beiden das Geld aus, doch die Jeans, welche sie eigentlich 
kaufen wollten, haben sie noch nicht. Sie entschliessen sich, je ein paar Jeans 
im H&M zu entwenden, was ganz leicht ginge, weiss Agnes von einer Mit-
schülerin. Beim Verlassen des Geschäftes werden sie von einem Warenhaus-
detektiven angehalten, welcher sogleich die Polizei verständigt und eine An-
zeige macht. Erst jetzt merken die Mädchen, dass sie einen Ladendiebstahl 
und somit eine Straftat begangen haben. Bei der Abklärung der persönlichen 
Verhältnisse durch die Jugendanwaltschaft wird klar, dass die beiden Mäd-
chen keiner Schutzmassnahmen bedürfen. Es wird festgestellt, dass beide in 
funktionierenden Familiensystemen integriert sind, sich altersentsprechend 
entwickeln und dass auch schulisch keine besonderen Auffälligkeiten beste-
hen. Sie werden vom Jugendanwalt zu einer persönlichen Leistung nach Art. 
23, Abs. 1 verpflichtet. Naheliegend wäre natürlich, dass sie diese Leistung 
als Wiedergutmachung bei H&M leisten. Da H&M aber ein gewinnorientiertes 
Unternehmen ist, kommt dies nicht in Frage. Die beiden Mädchen müssen 
ihre pL in der Küche von Altersheimen der Wohnregion erbringen. Die Rück-
meldung der Institutionen fällt befriedigend aus. 
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4.5.2 Zu Gunsten des/der Geschädigten 
Tom und Kevin sind 14 Jahre alt und besuchen die Oberstufe. Sie wollen am 
Sonntagnachmittag im Wald Würste braten. Sie haben einen schönen Platz 
auf einer grossen Wiese neben einem Holzunterstand gefunden und machen 
ein Feuer. Beim Eindunkeln verlassen sie den Platz, ohne sich zu versichern, 
dass das Feuer wirklich erloschen ist. In der Folge brennt der Holzunterstand 
mit rund drei Ster Holz ab, ohne dass es jemand bemerkt. Am Montag ent-
deckt ein Gemeindearbeiter den abgebrannten Holzunterstand und verstän-
digt die Polizei, welche eine Anzeige aufnimmt. Da die beiden Jugendlichen in 
einem kleinen Dorf wohnen, erfahren auch ihre Eltern schnell vom abgebrann-
ten Holzunterstand und fragen bei Kevin und Tom nach. Auf Druck ihrer Eltern 
melden sich die beiden Jugendlichen bei der Gemeinde und anschliessend 
bei der Polizei. Nach der Abklärung der persönlichen Verhältnisse durch die 
Jugendanwaltschaft wird klar, dass die beiden Jugendlichen keiner Schutz-
massnahme bedürfen, dass sie aber ihrem Alter entsprechend nicht genügend 
vorsichtig gehandelt haben. Die Jugendlichen sehen ihre Schuld ein und ver-
sichern, zukünftig besser auf Feuer aufzupassen. Der Leiter des Bauamts der 
Gemeinde, welcher auch für den Unterhalt des Gemeindewaldes zuständig 
ist, ist damit einverstanden, dass die beiden Jugendlichen ihre pL bei ihnen 
erbringen können. Sie setzen sie einerseits bei der Holzverarbeitung, ande-
rerseits beim Erstellen eines Ersatzunterstandes ein. Die Jugendlichen erledi-
gen ihre pL ohne Beanstandung. 
 
4.5.3 Bei der Bergbauernfamilie 
Die beiden Gymnasiasten Kevin und Halil wissen nicht, was sie am Samstag 
machen sollen. Im Jugendtreff sind nur jüngere Jugendliche und in der Stadt 
kommen sie nicht in die Clubs, weil sie 17-jährig sind. Kevin hat eine blenden-
de Idee. Er besorgt sich bei seiner Mutter alte Leintücher und Spraydosen. Die 
beiden versuchen Tags und Graffitis, welche sie im Internet gefunden haben, 
nachzusprayen. Doch schon viel zu schnell sind die beiden Leintücher vollge-
sprayt. Aus Spass spritzen sich die Jugendlichen gegenseitig leicht an. Da 
Kevin zu nahe am Nachbarhaus steht, wird auch dieses etwas befärbt. Die 
beiden finden den Abdruck an der Mauer so toll, dass sie losziehen und auf 
unzähligen Wänden auf privatem und öffentlichem Grund Tags sprayen, bis 
ihre beiden Spraydosen fast leer sind. Ein besorgter Mitbürger hat unterdes-
sen bereits die Polizei verständigt, welche die Jugendlichen aufgreift und 
sogleich auf den Posten zur Anzeige mitnimmt. Bei der Abklärung der persön-
lichen Verhältnisse kann nicht gleich klargestellt werden, ob die beiden Ju-
gendlichen einer Schutzmassnahme bedürfen. Da sich der Sachschaden aber 
auf mehrere tausend Franken beläuft, ordnet die zuständige Jugendanwältin 
eine pL nach Art. 23, Abs. 1 an. Die beiden Gymnasiasten sollen in den 
Sommerferien drei Wochen arbeiten gehen. Als Begründung erklärt die Ju-
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gendanwältin, dass die Strafe der Tat angemessen sei und dass die Jugendli-
chen so eine gewisse Zeit beschäftigt seien und sich dabei mit der Tat ausei-
nandersetzen können. Für längere pL bietet die Caritas Schweiz einen Berg-
bauerneinsatz für jugendliche Straftätige an. Dieses Angebot wird in diesem 
Fall für beide Jugendliche gewählt. Nebst der Arbeit leben die Jugendlichen 
bei der Bauernfamilie und werden von der Familie, sowie eine/-n Betreuer/-in 
der Caritas begleitet. Die Rückmeldungen bezüglich Verhalten und erbrachter 
Leistung fallen positiv aus. 
 
4.6 Arbeit als Weisung 
Arbeit im Jugendstrafrecht ist nicht nur möglich, in dem eine persönliche Leis-
tung gemäss Art. 23, Abs. 1 JStG angeordnet wird. Falls ein/-e Jugendliche/-r 
mit einem Freiheitsentzug bestraft wird und aus diesem frühzeitig bedingt ent-
lassen wird, wird eine Probezeit gemäss Art. 29, Abs. 1 festgelegt. In diesem 
Zusammenhang können auch Weisungen zur Wiedergutmachung des Scha-
dens gemäss Abs. 2 erteilt werden. Zum Beispiel im Bereich von Sachbe-
schädigungsdelikten wäre eine Arbeitsleistung durchaus möglich. Bei einer 
bedingten Strafe sind gemäss Art. 35, Abs. 2 JStG die gleichen Weisungen 
und somit auch eine Wiedergutmachung des Schadens möglich. 
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5 Sozialarbeit im jugendstrafrechtlichen Kontext 
 
Die vorangegangenen Kapitel haben gezeigt, welche rechtlichen Grundlagen 
zu beachten sind und wie die Umsetzung dieser Grundlagen aus rechtlicher 
Sicht in der Praxis aussieht. Zudem wurde aufgezeigt, welchen Stellenwert 
Arbeit in unserer Gesellschaft hat und was mit Arbeit in verschiedenen Druck- 
und Sanktionssituationen erreicht werden soll. Im folgenden Kapitel wird der 
Fokus nun auf die Profession der Sozialarbeit gelegt. Dabei wird ersichtlich wo 
und wie sich die Sozialarbeit in diesem Tätigkeitsfeld engagieren kann und 
soll. 
Dazu wird zuerst der Rahmen etwas geöffnet und die wichtigsten Charakteris-
tika der Sozialarbeit im Zwangskontext erklärt. Danach wird erklärt, wie dem 
Schutz- und Erziehungsgrundsatz in der sozialarbeiterischen Tätigkeit Rech-
nung getragen werden kann. Anschliessend folgt ein Einblick in die professio-
nelle Abklärung der persönlichen Verhältnisse, sowie in die Begleitung des 
Vollzugs der Strafen und Schutzmassnahmen. 
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5.1 Sozialarbeit im Zwangskontext 
In den meisten Feldern der Sozialarbeit geht man davon aus, dass die Klien-
ten eine Beratung aufsuchen, da sie ein Problem angehen möchten und dabei 
Unterstützung brauchen. Ihre aktuelle Lebenslage bewegt sie dazu. Ein ge-
wisser Druck von ihrem Umfeld ist dabei durchaus möglich. Einige Professio-
nelle sind gar der Auffassung, dass es keine Sozialarbeit ohne Druck gibt. 
Denn ohne diesen ist es nicht nötig, die eigenen Lebensverhältnisse oder das 
Verhalten zu ändern. Dieser Druck ist jedoch nicht gemeint, wenn von 
Zwangskontext die Rede ist. Harro Dietrich Kähler (2005) definiert den Begriff 
wie folgt: „Der Begriff „Zwangskontext“ wird benutzt, wenn andere Menschen 
darauf drängen, dass jemand einen Sozialen Dienst aufsucht, oder wenn je-
mand durch gesetzliche Vorgaben zur Kontaktaufnahme mit einem Sozialen 
Dienst verpflichtet wird (S. 7).“ 
 
Konkret ist also beispielsweise gemeint, dass ein/-e Alkoholiker/-in auf Drän-
gen seines Arbeitgebers einen Sozialdienst aufsuchen muss, oder dass ein/-e 
bedingt entlassene/-r Straftäter/-in den Bewährungsdienst in Anspruch neh-
men muss. Die Klienten haben nur eine beschränkte Möglichkeit, diese Aufla-
ge zu verwehren. Sie riskieren dabei grosse Nachteile wie zum Beispiel die 
Aufhebung der Bewährung und somit die Wiedereinschliessung oder den Ver-
lust des Arbeitsplatzes. 
 
Am Anfang jeder Abklärung und Beratung im Zwangskontext müssen die un-
terschiedlichen Erwartungen mit der Frage „Wer will was von wem?“ geklärt 
werden. Das ist deshalb wichtig, weil es in der Sozialarbeit im Zwangskontext 
und speziell im Rahmen gesetzlicher Massnahmen, immer mindesten drei 
Parteien gibt. 
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 Die Behörden wollen, dass die Sozialarbeitenden herausfinden, ob ei-
ne Massnahme notwendig ist. Oder aber, dass der Grund, warum eine 
Massnahme angeordnet wurde verschwindet. Die Sozialarbeitenden 
sollen ihre Klientinnen und Klienten dazu kontrollieren und überwa-
chen. 
 Der Klient/die Klientin möchte in Ruhe gelassen werden. Vor allem an 
Anfang überwiegt dieser Wunsch. Er/Sie sieht im Vorgefallenen kein 
Problem, ausser dass kontrolliert werden soll. 
 Beim Jugendstrafrecht kommen die Eltern dazu. Sie wollen entweder 
auch in Ruhe gelassen werden, oder aber erhoffen sich, dass die So-
zialarbeitenden endlich etwas unternehmen, damit ihr Sohn/ihre Toch-
ter angepasster wird. 
 
Um dieses Dilemma zwischen den verschiedenen Ansprüchen auszuhalten, 
muss zuerst geklärt werden, was nicht verhandelbar ist. Gemäss Kähler 
(2001) ist es wichtig, dass die versteckte Grundstruktur der Beziehung für den 
Klienten durchschaubar wird und dass die Kontrollfunktion nicht grundsätzlich 
verhandelt werden kann (S. 93). Es sollen auch die Bedingungen für die Be-
endigung des Kontakts benannt werden (Kähler 2005, S. 94). Erst wenn diese 
Punkte geklärt sind, kann eine Zusammenarbeit stattfinden. Ester Weber 
(2003) zitiert Andrea Brandl-Nebenhay und Ulrike Russinger (1995) welche 
festlegen, dass Sozialarbeit im Zwangskontext auch wie jede andere systemi-
sche Betrachtung sozialarbeiterischen Handelns beim Auftrag beginnt (S. 65). 
Dabei ist es aber unabdingbar, dass die Sozialarbeitenden Initiative zeigen 
und die Auftragsformulierung forssieren. Doch bleibt festzuhalten, dass sich 
der Zwang nur auf den Kontakt zwischen den Sozialarbeitenden und den 
Klienten bezieht. 
„Mit streng definierten Ausnahmen soll durch Ausübung von Zwang keine 
Person gegen ihren Willen zu Änderungen ihrer Lebensweise genötigt werden 
- dies widerspricht jeglichem ethischen und professionellen Selbstverständnis 
der Fachkräfte.“ (Kähler 2005 S.124) 
Neben der Pflicht des Kontaktes, soll dem Klienten/der Klientin eine Kür an-
geboten werden. Erkennen Jugendliche eigene Probleme, können diese an-
gegangen werden, wenn es der Klient/die Klientin will. Es besteht also ein 
Entscheidungsspielraum, welcher deutlich sichtbar werden muss und welcher 
die Sozialarbeitenden auch akzeptieren müssen (S. 96). Werden diese Ange-
bote vorerst abgelehnt, sollen sie später in der Beratung wiederholt werden, 
damit die Klientinnen und Klienten immer wieder die Chance haben, Hilfe bei 
der Änderung der Lebensweise oder des Verhaltens anzunehmen. 
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Für den Abschluss einer sozialarbeiterischen Beratung im Zwangskontext 
kommen folgende Gründe in Frage: 
 Der Klient/die Klientin verwehrt die Auflage und nimmt die damit ver-
bundenen Konsequenzen in Kauf. 
 Die getroffene Auflage verfehlt die gewünschte Wirkung und muss neu 
bestimmt werden. 
 Die Zuständigkeit liegt bei einer anderen Stelle oder Behörde. 
 Der Zweck, weshalb die Auflage oder Massnahme errichtet wurde, ist 
erreicht. 
 
5.2 Sozialarbeit mit dem Schutz- und Erziehungsgrundsatz 
Zusätzlich zu den Grundsätzen der Sozialarbeit im Zwangskontext kommen 
haben die Grundsätze des Jugendstrafrechts einen Einfluss auf die Sozialar-
beitenden. Für alle Beteiligten und alle Phasen des jugendstrafrechtlichen 
Verfahrens sind die Grundsätze unumgänglich: „Wegleitend für die Anwen-
dung dieses Gesetzes sind der Schutz und die Erziehung des Jugendlichen“ 
(Art. 2 Abs. 1 JStG). Doch was heisst das konkret für die Professionellen der 
Sozialen Arbeit? 
 
5.2.1 Zum Schutz 
Die Soziale Arbeit kennt verschiedene Werkzeuge zum Schutz ihrer Klientin-
nen und Klienten. Jugendliche, welche eine Straftat begangen haben, gehen 
meist davon aus, dass sie eine Strafe verbüssen müssen. Muss aber eine 
Schutzmassnahme ergriffen werden, welche einschneidende Veränderungen 
für die/den Jugendliche/-n und seine/ihre Familie bringen, oder ist ein Frei-
heitsentzug unumgänglich, muss ein Schlechte-Nachrichten-Gespräch durch-
geführt werden. Dabei ist es gem. Weber (2003) wichtig, dass diese Gesprä-
che gut vorbereitet sind und die Ziele sowie ein allfälliger Handlungsspielraum 
klar sind (zit. in Ursula Fuchs, 2009). Entsteht daraus, oder aus anderen 
Gründen eine Krisensituation, wird eine Krisenintervention zum Schutz vor 
Selbst- und Fremdgefährdung nötig sein. Gemäss Koch (2008) besteht diese 
darin, „den momentanen Zustand der Überforderung, der Hilfslosigkeit, der 
Desorientierung zu überwinden“ (S. 6). Dabei muss die Fachperson vor allem 
organisatorisch wirken und die nötige Hilfe einleiten. Eine ambulante Krisenin-
tervention nach Ulrich Schnyder (1996) beinhaltet: Kontakt herstellen, Prob-
lemanalyse, Problemdefinition, Zieldefinition, Problembearbeitung, Terminati-
on und Follow-up (zit. in Selma Koch, 2008, S. 8). 
 
In den meisten Fällen kommt es nicht zu solch harten Eingriffen durch die So-
zialarbeitenden. Vielmehr geht es darum, die Jugendlichen in ihrer aktuellen 
Situation von verschiedenen Seiten her zu unterstützen. Dazu eignet sich das 
Instrument der Helferkonferenz. Gemäss Koch (2008) fördert diese vor allem 
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die Kommunikation zwischen den Systemen und dient zum Informationsaus-
tausch, sowie zur Optimierung und Kontrolle der Hilfe (S. 3). 
Das Schlechte-Nachrichten-Gespräch, die Krisenintervention und die Helfer/-
innen-Konferenz kommen verhältnismässig häufig zum Schutz im jugendstraf-
rechtlichen Kontext vor. Die Konfliktbehandlung hingegen eher weniger, da 
der Konflikt, woraus eine Anzeige entstand, meist schon etwas weiter zurück-
liegt. Ist er aber noch akut, kann mit dem Mittel der Mediation gemäss Art. 8 
JStG ebenfalls operiert werden. 
 
5.2.2 Zur Erziehung 
In der Systemtheorie definiert Luhmann (2002) Erziehung durch sich selbst. 
Es seien alle Kommunikationen, welche in der Absicht des Erziehens in Inter-
aktionen aktualisiert werden“ (zit. in Hafen 2005, S. 48). Demnach bestehen 
verschiedene Vorstellungen von Erziehung. In der Vergangenheit wurde im 
jugendstrafrechtlich Konztext oft von Nacherziehung gesprochen. Damit wur-
de gemeint, dass die Jugendstrafrechtsbehörde mittels Sanktionen die Erzie-
hung vollzieht, welche ihrer Meinung nach von den Erziehungsberechtigten 
vernachlässigt wurde. Wenn unter Erziehung heute verstanden würde, dass 
die Professionellen Handlungen zur Veränderung des Verhaltens oder der 
Lebensumstände diktieren, so wäre dies nicht mit der Sozialen Arbeit verein-
bar. Wie oben beschrieben, kann sich der Zwang nur auf den Kontakt zwi-
schen Sozialarbeitenden und Klientel beziehen. Das Bedürfnis der Verände-
rung muss von den Klientinnen und Klienten kommen. 
 
Sozialarbeitende können aber trotzdem erzieherisch tätig werden. Sie können 
über die Werte und Normen der Gesellschaft informieren und die Konsequen-
zen des Nichteinhaltens dieser Werte und Normen aufzeigen. Somit schaffen 
sie die Grundlage, dass die Jugendlichen diesbezüglich aktuell informiert sind. 
Wie diese Informationen aufgenommen werden, und ob sie im gewünschten 
Sinne umgesetzt werden, bleibt jedoch offen. 
Weiter haben die Sozialarbeitenden die Möglichkeit den Kontakt zu den Eltern 
zu suchen und sie in Erziehungsfragen zu beraten. Vielleicht besteht auch die 
Möglichkeit einer Triage an eine Familienberatungsstelle, falls dies erwünscht 
ist. 
Falls angezeigt, können die Sozialarbeitenden auch vorschlagen, dass eine 
Familienbegleitung eingerichtet wird. 
Kann die adäquate Erziehung der Jugendlichen in der eigenen Familie nicht 
gewährleistet werden, so müssen die Sozialarbeitenden die urteilende Behör-
de darauf aufmerksam machen, dass eine Unterbringung in eine passende 
stationäre Einrichtung angeordnet werden soll. 
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5.3 Sozialarbeit in der Abklärung 
Wie im Kapitel Jugendstrafrecht erwähnt wurde, kann zur Abklärung der per-
sönlichen Verhältnisse eine Sozialarbeiterin oder ein Sozialarbeiter beigezo-
gen werden. Das schweizerische Gesetz legt bezüglich Form und Inhalt dieser 
Abklärung aber sehr wenig fest. Aus dem Jugendstrafrecht lassen sich die 
folgenden Vorschriften bezüglich der Abklärung der persönlichen Verhältnisse 
ableiten. Einerseits ist speziell der JStG-Grundsatz zu erwähnen, dass den 
Lebens- und Familienverhältnissen des Jugendlichen sowie der Entwicklung 
seiner Persönlichkeit besondere Beachtung zu schenken ist (Art. 2, Abs. 2 
JStG JStG). Die persönlichen Verhältnisse sind namentlich im Bezug auf Fa-
milie, Erziehung, Schule und Beruf abzuklären (Art. 9 Abs. 1 JStG). Je nach 
Kanton kann es sein, dass zusätzliche Vorschriften bezüglich der Abklärung 
der persönlichen Verhältnisse in der kantonalen Strafprozessordnung festge-
legt sind. Diese werden aber hier nicht erwähnt. 
 
Aus sozialarbeiterischer Sicht haben es die Professionellen mit einem Abklä-
rungsauftrag zu tun. Anhand einer Checkliste wird folgend dargestellt, welche 
organisatorischen Überlegungen bei einer Abklärung im jugendstrafrechtlichen 
Kontext gemacht werden sollen. Diese Checkliste von Selma Koch (2008) 
beinhaltet den Auftrag, die Ziele, erforderliche Leistung, Voraussetzungen, 
erforderliche Informationen und Dokumentationen, Verhandlungsspielraum, 
Erwägungen/Überlegungen, Bericht, Argumentationshilfen/Grundlagen (S. 1). 
 
 Auftrag: Jeder Auftrag wird von der urteilenden Behörde, also dem zu-
ständigen Jugendanwalt oder Jugendrichter / der zuständigen Jugend-
anwältin oder Jugendrichterin erteilt. Die Inhalte des Auftrags können 
ganz unterschiedlich sein, je nachdem, was die urteilende Behörde 
abgeklärt haben möchte. Meist wird aber eine umfangreiche Abklärung 
gefordert, welche die Problembereiche und Ressourcen des/der straf-
fälligen Jugendlichen und seinem/ihrem Umfeld aufzeigen soll. Das 
Hauptgespräch zur Abklärung der persönlichen Verhältnisse findet 
meist mit einem Elternteil statt, wobei die Meinung der/des Jugendli-
chen möglichst miteinbezogen wird. Verlangt die Situation eine umfas-
sendere Abklärung, werden Schule, Ausbildungsplatz/Beruf und allfäl-
lige weitere im engeren Umfeld der Jugendlichen Involvierte, in die Ab-
klärung miteinbezogen. 
 Ziele: Der Bericht zeigt die Lebenssituation des/der Jugendlichen auf. 
Anhand dieses Berichtes soll entschieden werden können, ob eine 
Schutzmassnahme eingerichtet werden soll. Je nach Behörde soll 
auch eine Empfehlung für eine geeignete Strafe ersichtlich sein.  
 Erforderliche Leistung / Arbeitsaufwand: Zeitgleich mit der Strafunter-
suchung findet meist die Abklärung der persönlichen Verhältnisse mit 
einem Elternteil statt. Nach diesem ersten Teil muss durch die urtei-
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lende Behörde entschieden werden, ob die Abklärung der persönlichen 
Verhältnisse noch weitergeführt wird, oder ob sie bereits für eine Ent-
scheidung reicht. Aufwand und Leistung der anschliessenden Abklä-
rung muss wieder neu definiert werden. 
 Voraussetzungen: Der Auftrag zur Abklärung der persönlichen Ver-
hältnisse muss von der untersuchenden resp. urteilenden Behörde ge-
geben sein. 
 Erforderliche Informationen und Dokumentationen: Jeder Bericht muss 
mindestens den IST-Zustand, eine Situationseinschätzung und eine 
Empfehlung für das weitere Vorgehen beinhalten. Diese werden meist 
zuerst mündlich an die urteilende Behörde überliefert und erst an-
schliessend schriftlich festgehalten. 
 Verhandlungsspielraum: Er ist zu diesem Zeitpunkt für Sozialarbeiten-
de nicht relevant, da nichts entschieden werden muss. 
 Erwägungen/Überlegungen: Gibt es andere Erklärungen für das Ver-
halten des/der Jugendlichen? Ist allenfalls eine medizinische oder eine 
psychologische Begutachtung angezeigt? 
 Bericht: Die wichtigen Erkenntnisse in Bezug auf Ressourcen und 
Problemfelder sind hervorzuheben. Falls sich daraus bereits eine 
Massnahme abzeichnet, sollte diese eingebracht und begründet wer-
den. 
 Argumentationshilfen/Grundlagen: Das Ziel des Schutzes, der Erzie-
hung und Entwicklung des/der Jugendlichen steht auch hier im Vor-
dergrund. Anhand von Erklärungswissen kann begründet werden, wa-
rum eine bestimmte Strafe oder Massnahme sinnvoll ist. 
 
Diese Checkliste kann zur Orientierung dienlich sein, gibt aber noch wenig 
Auskunft über den Inhalt der Abklärung. Gerade beim Punkt der erforderlichen 
Informationen gibt es unzählige verschiedene Möglichkeiten, wie vorgegangen 
werden könnte, um diese Informationen zu erhalten. Verbreitet sind Stichwort-
kataloge, um die wichtigsten Punkte zu erfragen und einen Überblick über die 
Lebenslage des/der Jugendlichen zu erhalten. Für eine umfassende Situati-
onsanalyse eignet sich zum Beispiel die prozessual-systemische Denkfigur 
nach Silvia Staub-Bernasconi (1998. zit in Eva Grolimund & Christina Reusser 
2004 S. 42). Sie unterscheidet vier Problemkategorien, nach denen der IST-
Zustand beschrieben werden soll. Die Beschreibung soll aber auch die vor-
handenen Ressourcen in diesen Bereichen erfassen. Gemäss Grolimund und 
Reusser (2004) basiert diese Denkfigur auf der Feststellung, dass es ver-
schiedene Ausstattungsbereiche gibt, welche die Eigenschaften eines Men-
schen hervorheben und eine umfassende Problem- und Ressourcenanalyse 
möglich machen. Konkret geht es um die körperliche Ausstattung (Gesund-
heit, Psyche, Soziales und Kulturelles), die sozioökonomische, sozialökono-
mische und soziokulturelle Ausstattung (Bildung, Beschäftigung, Einkommen, 
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Vorsorge usw.) die Ausstattung mit Erkenntniskompetenzen (Wahrnehmen 
und Erleben), die symbolische Ausstattung (Sinngebung, Verständnis) und die 
Ausstattung mit Handlungskompetenzen (situatives Verhalten) (S 43-44). Zu-
sätzlich ist zu erwähnen, dass Austauschprobleme des Betroffenen, Macht-
probleme und Kriterienprobleme beeinflussen diese Analyse, aber auch jede 
andere Situationsanalyse. 
 
5.4 Sozialarbeit in der Begleitung von Schutzmassnahmen 
Nach der Abklärung der persönlichen Verhältnisse kann die urteilende Behör-
de eine Schutzmassnahme errichten und Fachkräfte damit beauftragen, eine 
erzieherische Betreuung oder therapeutischen Behandlung nach Art. 10, Abs. 
1 JStG zu gewährleisten. Vor allem die Aufsicht nach Art. 12 JStG und die 
persönliche Betreuung nach Art. 13 JStG fallen in den Kompetenzbereich der 
Sozialarbeit. 
Wie bereits erwähnt soll jedes sozialarbeiterische Handeln mit der Auftrags-
klärung beginnen. Jeder Auftrag kann gemäss Brandl-Nebenhay und Russin-






















<Erziehung> <Versorgen, Fürsorge> 
Kontrolle 
Abbildung: Grundtypen der Auftragsklärung (in Weber, 2005, S.64) 
 
Die vier Grundtypen lassen sich in Bezug auf die Aufsicht und die persönliche 
Betreuung wie folgt skizzieren: 
 
<Beratung> 
Straffällige Jugendliche haben wie alle Jugendlichen unabhängig, oder ab-
hängig vom Delikt, persönliche Anliegen, welche sie beschäftigen und die 
kompetente sozialarbeiterische Beratung von Nutzen sein kann. Beispielswei-
se sind dies Fragen bei der Berufswahl, Schulprobleme oder Probleme in der 
Lehre, familiäre Probleme, oder Fragen zu Beziehung und Sexualität. Wichtig 
ist die Transparenz in der Beratung. Die Jugendlichen müssen wissen, dass 
die Sozialarbeitenden aufgrund ihrer Mandates beispielsweise Gesetzesver-
stösse, oder Selbst- und Fremdgefährdungen melden müssen. 
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<Service> 
Hier können jegliche eher materielle Dienstleistungen angeboten werden, wel-
che den Jugendlichen dienlich sind. Z.B. Hilfe bei der konkreten Suche einer 
Lehrstelle oder einer weiterführenden Schule. Vermittlung von Informationen 
über Freizeitangebote, Vermittlung von Hilfestellungen bei den Hausaufgaben, 
usw.. Weber (2005) hält fest, dass Ausführungen von Dienstleistungen zur 
Vertrauensbildung und zur Kooperation beitragen können (S. 66), was sich 
wiederum erfolgreich auf die Annahme von Beratungsangeboten auswirken 
kann. 
 
Wichtig in den Bereichen Beratung und Service ist, wie schon erwähnt, dass 
die Sozialarbeitenden den Jugendlichen immer wieder Hilfe-Angebote für die-
se Kür machen, auch wenn sie diese am Anfang einer Zusammenarbeit noch 
nicht annehmen. Dabei sollte immer eine Auftragsüberprüfung gemacht wer-
den, damit allfällige Anpassungen festgehalten werden können. 
 
<Erziehung> 
Auf diesen Grundtyp wurde schon im letzten Kapitel bei den Grundsätzen nä-
her eingegangen. Zusammengefasst ist festzuhalten, dass es vor allem darum 
gehen soll, die Jugendlichen über die gesellschaftlichen Werte und Normen zu 
informieren, damit sie erkennen können, warum sich die Behörden zum Ein-
greifen veranlassen. Ist dieses Verständnis vorhanden, kann darauf hingear-
beitet werden, den Grund des Eingreifens zu beseitigen und dadurch die 
Massnahme zu beenden. Zusätzlich können die Erziehungsberechtigten in der 




Hier geht es vor allem um den Kontrollauftrag, welcher das Mandat mit sich 
bringt. Dieser soll transparent gemacht werden, damit die Jugendlichen er-
kennen können, welches Verhalten zu welchen Konsequenzen führt. Gemäss 
Weber (2005) sollen die Bedingungen und Erwartungen der Kontrolle benannt 
und auf die Verhaltensebene bezogen werden(S. 67). Somit werden sie für 
alle Beteiligten mess- und überprüfbar und es kann darauf hingearbeitet wer-
den, die Kontrolle loszuwerden. 
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Die ambulante Behandlung nach Art. 14 JStG und die Unterbringung nach Art. 
15 JStG fallen grundsätzlich nicht in den Arbeitsbereich der Sozialarbeiten-
den. Die anderen Massnahmen stehen insofern in Zusammenhang mit der 
Sozialarbeit, als dass die Vollzugsbehörden Sozialarbeitende damit beauftra-
gen, eine geeignete Stelle für die Durchführung dieser Massnahmen zu su-
chen, oder aber auch, Zwischenevaluationen der getroffenen Massnahmen für 
die urteilende Behörde zu machen, um allfällige Änderungen nach Art. 19 
JStG vornehmen zu können. Diese Tätigkeiten fallen in den Bereich des Ca-
se-Management, welcher ebenfalls Aufgabe der Sozialarbeitenden sein kann. 
 
5.5 Sozialarbeit in der Begleitung der Strafe 
Ein Grossteil der Strafanzeigen wird ohne Abklärung der persönlichen Ver-
hältnisse beurteilt. In diesen Fällen sind die Professionellen der Sozialarbeit 
auch nicht in die Verfahren eingebunden. Bei einem weiteren Teil endet die 
sozialarbeiterische Tätigkeit nach der Abklärung, da ein Verweis oder eine 
Busse angeordnet wird. Wenn Jugendliche zur Teilnahme an Kursen gem. 
Art. 23, Abs. 2 verpflichtet werden, haben sie ein Gewaltdelikt, eine Strassen-
verkehrsdelikt, ein Sexualdelikt/Nötigung, oder einen Verstoss gegen das Be-
täubungsmittelgesetz begangen. Zurzeit werden nur für diese Themen ent-
sprechende Kurse angeboten. Sozialarbeitende begleiten diese Prozesse 
teilweise aufgrund einer parallellaufenden Schutzmassnahme. Ist ein Frei-
heitsentzug im Sinne des JStG unumgänglich, so wird dieser vielfach mit einer 
Schutzmassnahme, speziell der Unterbringung verknüpft, damit der/die Ju-
gendliche während und nach der Strafe betreut werden kann. 
 
Die persönliche Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG ist im Unterschied dazu 
eine Sanktion, welche vielfach auch alleine ausgesprochen wird. In diesem 
Zusammenhang stellt sich die Frage nach dem sozialarbeiterischen Einfluss 
bei der Anordnung und dem Vollzug dieser Sanktion. Dazu ist festzuhalten, 
dass es auch hier keine gesetzlichen Richtlinien zum Einbezug von Sozialar-
beitenden gibt. Deshalb sind die kantonalen Vorgehensweisen sehr unter-
schiedlich. Es kann sein, dass Sozialarbeitende den Prozess von der Abklä-
rung der persönlichen Verhältnisse, über den Vollzug bis zu einer Auswertung 
der persönlichen Leistung begleiten. Dann wäre es sicher möglich und ange-
zeigt, eine professionelle Auftragsklärung zu machen und eine Beratung 
durchzuführen. Das Modell von Brandl-Nebenhay und Russinger (2005) wür-
de sich dazu eignen (siehe Unterkapitel „Sozialarbeit in der Begleitung von 
Schutzmassnahmen“). Die Caritas stellt die professionelle Begleitung der Ju-
gendlichen, welche eine persönliche Leistung bei einem Bergbauern wie im 
Beispiel im Kapitel 4.4.3 erbringen, sicher. Ist der/die Sozialarbeiter/-in aber 
nur bei der Abklärung der persönlichen Verhältnisse oder gar nicht am Verfah-
ren beteiligt, so ist keine sozialarbeiterische Begleitung möglich. 
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Die Aufgabe der Sozialarbeitenden besteht also darin, in Fällen, in denen sie 
eine Begleitung der persönlichen Leistung als notwendig erachten, die urtei-
lende Behörde mit fachlichen Argumenten zu überzeugen. Falls die Jugendli-
chen nur mit einer Strafe sanktioniert werden, ist der Eingriff des Staates nach 
dem zufriedenstellenden Erbringen der persönlichen Leistung oder jeder an-
derer Strafe beendet. Dies verlangt der Persönlichkeitsschutz sowie die 
Rechtsstaatlichkeit der Schweiz. 
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6 Anordnung und Vollzug in der 
sozialarbeiterischen Praxis 
 
Um die sozialarbeiterische Tätigkeit im jugendstrafrechtlichen Kontext noch 
etwas genauer unter die Lupe zu nehmen, wird nun anhand von drei Exper-
teninterviews ein Einblick in die Praxis gewährt. Es soll aufgezeigt werden, 
welche Aufgaben von den Professionellen der Sozialarbeit im Bezug auf die 
persönliche Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG übernommen werden. Dabei 
liegt der Fokus auf dem Einfluss der Sozialarbeitenden auf die Anordnung und 
den Vollzug dieser Strafe. Natürlich interessiert aber auch, ob und wie die So-
zialarbeitenden Überlegungen zum Schutz und zur Erziehung des Jugendli-
chen in ihre Arbeit miteinbeziehen. 
Im ersten Teil werden die Vorgehensweisen der Untersuchung aufgezeigt. 
Danach werden die einzelnen Aussagen der drei Interviewten gegenüberge-
stellt. Anschliessend werden die Kernaussagen verglichen. 
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6.1 Vorgehensweise der Untersuchung 
Die geführten Leitfadeninterviews sollen einen Einblick in die praktische Vor-
gehensweise der Sozialarbeitenden im Bezug auf die Anordnung und den 
Vollzug der persönlichen Leistung nach Art.23, Abs. 1 ermöglichen. Dazu 
wurden drei Sozialarbeitende aus unterschiedlichen Kantonen angefragt. Bei 
der Auswahl der Anfragen wurde darauf geachtet, dass je ein/-e Sozialarbeit-
dende/-r aus einem bevölkerungsreichen Kanton, aus einem mittelgrossen 
und einem kleinen Kanton berücksichtigt werden konnte. Zudem ist zu ver-
merken, dass alle Professionellen in einem Kanton mit Jugendanwalt-Modell 
tätig sind. 
Die Namen der Interviewten werden nicht erwähnt und es wird auch nicht er-
klärt, welche Aussage aus welchem Kanton kommt. Es soll nicht darum ge-
hen, welche Aussage von wem gemacht wird, sondern, wie unterschiedlich 
Tätigkeiten und Einfluss der Sozialarbeitenden im jugendstrafrechtlichen Kon-
text sind. Trotzdem kann nicht ausgeschlossen werden, dass anhand der 
Aussagen die Grösse des Kantons erkennbar wird. 
Mit den Interviews wurde erfragt, welchen Einfluss die Sozialarbeitenden der 
Jugendanwaltschaften auf die Anordnung und den Vollzug der persönlichen 
Leistung nach Art.23, Abs. 1 haben. Der detaillierte Gesprächsleitfaden befin-
det sich im Anhang dieser Arbeit. 
 
Die Interviews wurden auf Schweizerdeutsch geführt, auf Tonband aufge-
nommen und anschliessend in Schriftsprache transkribiert. Die Kernaussagen 
werden in den folgenden Absätzen tabellarisch dargestellt und anschliessend 
zusammenfassend verglichen. Der Zweck der Interviews ist nicht eine um-
fangreiche Forschung, sondern eine Bebilderung unterschiedlicher Herange-
hensweisen. 
 
Zu erwähnen gilt, dass die Interviewten nicht auf die sprachliche Gleichstel-
lung Rücksicht genommen haben. Die Kernaussage der Antworten in der ta-
bellarischen Darstellung wird deshalb teilweise nur in der männlichen Form 
wiedergegeben. Für Sozialarbeitende (SA), Jugendanwältin-
nen/Jugendanwälte (JA) und die persönliche Leistung (pL) wurden die ent-
sprechenden Kürzungen verwendet. In die eckigen Klammern [ ] wurden An-
merkungen zum Verständnis geschrieben, oder dargestellt, dass ein nicht re-
levanter Satzteil weggelassen wurde […]. 
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6.2 Tabellarische Darstellung der Kernaussagen 
Welchen Einfluss haben Sie als Sozialarbeiter/-in auf die Anordnung einer persönli-
chen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG? 
Interview I 
Wenn eine pL angeordnet 
werden soll, oder wenn dies 
als Sanktion in Frage 
kommt, sieht der/die SA den 
Jugendlichen. 
Der/die SA macht weitge-
hend die Abklärung der 
persönlichen Verhältnisse. 
Danach sprechen sich JA 
und SA gemeinsam ab. 
Im Rahmen der Abklärun-
gen soll sich der SA auch 
schon Gedanken machen, 
mit welcher Sanktion errei-
chen wir die Ziele am ehes-
ten, welche das Gesetz 
vorsieht. 
Diese Überlegungen und 
der Entscheidungsprozess 
erfolgt in der Regel im Aus-
tausch von SA und JA. 
Interview II 
Der JA hat meist eine Vor-
stellung, welche Strafe in 
Frage kommen könnte. 
In den meisten Fällten, in 
denen eine pL ausgespro-
chen wird, findet vorgängig 
auch ein Gespräch (Abklä-
rung der persönlichen Ver-
hältnisse) mit dem zustän-
digen SA der Jugendan-
waltschaft statt. Meist wäh-
rend der JA den Jugendli-
chen einvernimmt. 
Anschliessend tauschen 
sich JA und SA aus und 
legen zusammen eine 
Sanktion und die Höhe 




Evtl. rund 10% der Straf-
anzeigen bei der Abklä-
rung gehen über den SA-
Tisch. 
Der ganze Rest läuft 
ausschliesslich über den 
JA. Also der Grossteil 
der pL verfügt der JA 
ohne das ich als SA et-
was damit zu tun habt. 
Der JA hat schon eine 
Idee im Hinterkopf, was 
er denkt, es wäre wahr-
scheinlich eine ange-
messene Sanktion. Und 
dann geht es darum dass 
er findet, was denkst du 
dazu. Aufgrund der In-
formationen die wir aus 
Abklärung der Abklärung 
der persönlichen Ver-
hältnisse erhalten. 
Ich berate einfach mit. 
Der Endentscheid liegt 
beim JA. 
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Wie sieht eine Abklärung der persönlichen Verhältnisse bei der Jugendanwaltschaft 
aus? 
Interview I 
Bei der Abklärung der 
persönlichen Verhältnis-
se geht es bei kleineren 
Delikten so, dass der JA 
den Jugendlichen ein-
vernimmt und der SA mit 
den Eltern spricht. 
Der JA und der SA eint-
scheiden, ob der Jugend-
liche auch noch zu einem 
Gespräch beim SA 
kommt. 
Viele Abläufe sind bei 
uns in Formularen 
verschriftlicht. Wir müs-
sen eine Einheitlichkeit 
hineinbringen, welche 
gewähr gibt, dass wenn 
der gleiche Jugendliche 
bei verschiedenen SA 
und vorstellig würde, 
dass alle Professionellen 
auf dem selben Hinter-
grund abklären und beur-
teilen und etwas empfeh-
len. 
Interview II 
Wir haben einen standardi-
sierten Fragebogen, der bei 
den Abklärungen der per-
sönlichen Verhältnisse mit 
einem Elternteil oder/und 
dem Jugendlichen ange-
wendet wird. Dieser bein-
haltet Lebensbereiche wie 








Weitere Informationen über 
den betreffenden Jugendli-
chen kann sich die Jugend-
anwaltschaft falls nötig bei 
Gemeindebehörden, Leh-




Ich gehe sehr offen in die 
Verhältnisabklärung und 
mache mir wenig Gedan-
ken über die Art der Strafe. 
Ich will den Jugendlichen 
kennenlernen und mir ein 
Bild von ihm machen kön-
nen. 
Es geht für mich bei der 
Verhältnisabklärung auch 
vielfach darum zu schauen, 
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Nach welchen Kriterien / Überlegungen entscheiden Sie, ob eine pL nach 
Art. 23, Abs. 1 JStG die geeignete Sanktion ist? 
Interview I 
Das ist eine Haltungsfrage 
letztlich. 
Dann kommt aber schnell 
aus unserer Sicht die Ein-
schätzung, dass eben eine 
pL die bevorzugte Sanktion 
ist, da sie einen Einsatz 
des Jugendlichen fordert. 
Also wenn ich ein Unrecht 
getan habe, dann habe ich 
in der Regel ein Bedürfnis, 
das wieder gut zu machen. 
Wir eröffnen ihm mit dem 
Arbeiten die Möglichkeit, 
etwas wieder gut zu ma-
chen, etwas abzugelten. 
Die Art der Straftat, oder 
die Straftat selber hat min-
destens in den letzten 1-2 
Jahren mehr Bedeutung 
erhalten. 
Was sicher auch da hin-
einspielt sind die persönli-
chen Lebensumstände des 
Jugendlichen. Was hat das 
für eine Auswirkung, wenn 
wir einen Jugendlichen zu 
einer PL verpflichten, bei 
der er Frei oder Ferien 
nehmen muss. Oder das er 
ein gewisses Risiko einer 
Stigmatisierung eingeht, 
aber eben auch dass er 






Die Art des Delikts hat ei-
nen Einfluss auf die Art der 
Strafe. Zum Beispiel bei 
Sachbeschädigungen und 
Eigentumsdelikte wird viel-
fach eine pL angeordnet. 
Diese Überlegungen macht 
sich aber vor allem der JA. 
Die persönlichen Lebens-
umstände spielen aber si-
cher hier rein. Der Jugendli-
che muss physisch und 
psychisch in der Lage sein, 
die pL erbringen zu können. 
Es ist eine der wichtigsten 
Aufgaben, das ‚warum‘ der 
Verfehlungen zu ergrün-
den[…]. Denn nur so ist es 
möglich, die richtige Sankti-
on anzuordnen. 
Wichtig ist aber schlussend-
lich, dass der Jugendliche 
das Unrecht einsieht. Zu-
dem muss er willens sein, 
die pL auch zu erbringen. 
 
Interview III 
Das ist Sache des JA. 
Wenn der JA findet, dass 
eine pL angesagt ist, ist 
es noch nie vorgekom-
men, dass ich gesagt 
habe, nein, das finde ich 
nicht gut. Wir diskutieren 
aber manchmal über die 
Länge oder die Art und 
Weise der pL. 
Ich überlege mir, macht 
eine pL Sinn, oder stören 
wir da etwas, was bereits 
gut im Gang ist. 
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Wie und durch wen verläuft die Wahl der Einsatzorte? 
Interview I 
Die möglichen Einsatzorte 
definieren sich auch über 
das Angebot. 
Ein Jugendlicher bei dem 
sie merken, er wird es ma-
chen, weil er muss, aber es 
wird nicht ganz einfach 
sein, ihn zu motivieren die-
se pL auch zu machen. 
Dann muss ich mir überle-
gen, wohin ich ihn setzen 
soll. 
Die Frage ist auch, ob die 
Arbeit zumutbar für den 
Jugendlichen und der Ju-
gendliche zumutbar für den 
Arbeitgeber ist. 
Das Organisieren und das 
Begleiten der persönlichen 
Leistung ist im Pflichtenheft 
des Sozialarbeiters. Es 
setzt eine enge Verbindung 
zu den Anbietern voraus. 
Häufig hat der SA ein Bild, 
wo er den Jugendlichen am 
ehesten sieht. 
Es geht darum ganz kon-
kret zu schauen, was in 
einer vertretbaren und er-
reichbaren Nähe auch noch 
zu organisieren ist. Das ist 








Bei längeren Einsätzen or-
ganisiert der SA einen ge-
eigneten Einsatzort. Meis-
tens kommt ein Bergbauern-
einsatz bei der Caritas in 
Frage. 
Bei kürzeren Einsätzen wird 
die pL grundsätzlich durch 
Sekretariatsmitarbeitende 
aufgrund vom Angebot in der 
Wohnregion des Jugendli-
chen organisiert. 
Der SA und der JA beein-
flussen die Wahl des Ein-
satzortes, falls dies aufgrund 
der Abklärung der persönli-
chen Verhältnisse angezeigt 
ist. 
Der Jugendliche kann nicht 
wünschen, wird aber meis-
tens gefragt, ob der Einsatz-
ort für ihn ok ist. 
Interview III 
Die Einsatzorte der per-
sönlichen Leistungen 
werden vom Sekretariat 
organisiert. 
Wir haben ein paar Al-
tersheime, Spitalküchen, 
Werkhöfe, die SBB und 
Jugendtreffs. 
Wir schauen schon auch 
auf die Fähigkeiten. Ein 
Strich in der Landschaft 
wird nicht zwei Wochen 
auf den Werkhof ge-
schickt. 
Die SA haben grund-
sätzlich keinen Einfluss. 
In den Fällen in denn ich 
involviert bin, kann ich 
eine Empfehlung abge-
ben, was ich denke, täte 
dem Jugendlichen noch 
gut, oder dort könnte er 
noch was lernen. Das 
Hauptkriterium bleibt 
aber das Platzangebot. 
Man schaut auch, ob die 
Jugendlichen begleitet 
werden und ob sich 
jemand verantwortlich 
fühlt für sie. Das finde 
ich wichtig. Auch was für 
Arbeit es ist. Das kann 
sicher auch eine zusätz-
liche Wirkung haben. 
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Welchen Einfluss haben Sie als Sozialarbeiter/-in beim Vollzug einer persönlichen 
Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG? 
Interview I 
Das Organisieren und das 
Begleiten der pL ist im 
Pflichtenheft des SA. 
Der SA nimmt am Schluss 
Rücksprache mit dem Ar-
beitgeber. 
Je nach Region wird […] ein 
Schreiben nachgeschickt, 
bei dem gefragt wird, wie die 
pL aus der Sicht des Ju-
gendlichen verlaufen ist. 
Interview II 
Grundsätzlich schauen die 
Sekretariatsmitarbeiten-
den, dass eine pL auch 
geleistet wird. Dazu halten 
Sie Rücksprache mit dem 
Einsatzort. 
Bei Schwierigkeiten kann 
es sein, dass der SA 
nochmals das Gespräch 
mit dem Jugendlichen 
sucht. 
Interview III 
Der Vollzug der pL wird 
durch das Sekretariat 
und den JA abgewickelt. 
Die Rückmeldungen 
[der Arbeitgebenden] 
erfolgen ans Sekretariat 
und sind grundsätzlich 
gut. 
 
Wie wird dem Grundsatz des Schutzes des/der Jugendlichen Rechnung getragen? 
Interview I 
Das suchen des geeigneten 
Ortes ist immer ein Abwä-
gen, was verträgt die Situa-
tion und welche Arbeit ist 
dem Jugendlichen zuzumu-
ten. 
Wir sind jetzt auch in Kon-
takt mit beispielsweise mit 
Jugendheimen, welche wir 
gebeten haben, ein Angebot 
zu schaffen, wo wir bei-
spielsweise besonders 
betreuungsbedürftige Ju-
gendliche für eine pL hin-
senden können. 
Wenn sie eine pL an einem 
Ort anordnen, welcher von 
der Familie als eine demüti-
gende Tätigkeit erlebt wird, 
[…]. Dann kann das zur 
Folge haben, dass die De-
mütigung des Kindes in 
einer Kultur auch die Demü-
tigung einer Familie bedeu-
ten kann. 
Interview II 
Wir sind bestrebt eine 
leistbare Arbeit zu organi-
sieren, welche den Ju-
gendlichen nicht überfor-
dert. 
Es soll verhindert werden, 
dass der Jugendliche an 
den Pranger gestellt wird. 
Die Auswahl und der 
Kontakt zu den Arbeitge-
bern ist deshalb wichtig. 
Der Jugendliche muss 
manchmal aber auch von 
zu viel Bestrafung ge-
schützt werden. Z.B. 




Und in den Gesprächen, 
bringt der JA die vorgese-
hene Sanktion an die El-
tern und den Jugendli-
chen. Kommt sehr viel 
Widerstand, dann schau-
en wir, was sonst auch 
noch möglich wäre. 
Die Leistung muss er-
bracht werden können 
und soll keine Überforde-
rung darstellen 
Der JA und die Sekretärin 
besuchen zweimal jährlich 
die Arbeitsorte um sich 
abzusprechen. Man 
schaut auch, ob die Ju-
gendlichen begleitet wer-
den und ob sich jemand 
verantwortlich fühlt für sie 
fühlt. 
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Welche Wirkungen auf die Erziehung des/der Jugendlichen wird mit dieser Sanktion 
angestrebt?  
Interview I 
In der Regel spielt die 
Überlegung mit rein: was 
wollen wir ihm eigentlich 
genau vermitteln. 
Letztlich soll mit der Strafe 
ein Zeichen gesetzt wer-
den, weil man sagt, da ist 
eine Grenzüberschreitung 
passiert, und in diesem 
Sinne verstehen wir erzie-
herisches Handeln eben 
auch als ein Grenzen setz-
ten. 
Ich meine die pädagogi-
schen Überlegungen und 
die Sühnegedanken sollten 
in jedem Fall gemacht wer-
den. 
Eine inadäquate Sanktion 
bewirkt in der Regel das 
Gegenteil von dem was wir 
bewirken wollen. 
Er macht die pL und es ist 
nicht nur ein einfach abge-
hockt und absolviert, son-
dern es ermöglicht auch 
eine Erfahrung. 
Dies [die pL] machen wir 
letztendlich aus der Über-
zeugung dass Kinder und 
Jugendliche, wenn ihr Ver-
halten ein aktives Handeln 
nach sich zieht, dies eher 
eine Wirkung erzielt. 
Interview II 
Die Grenzen sollen für den 
Jugendlichen ersichtlich 
werden mit dem Hinterge-
danken, dass er sich zu-
künftig daran orientiert. 
Der Jugendliche soll er-
kennen, dass er für sein 
Verhalten eine Gegenleis-
tung erbringen muss. Und 
er hat die Gelegenheit der 
Wiedergutmachung. Er 
bring etwas aktiv wieder in 
Ordnung und dadurch von 
einem Druck, der sich auf-
gebaut hat erlöst. 
Unter Umständen lernt er 
viel dazu, da er einen Ein-




Was ich […] hervorheben 
möchte ist, dass es wich-
tig ist, dass eine pL auch 
etwas schmerzen soll: 
Freizeit darangeben. Ihr 
Verhalten hat eine Kon-
sequenz. 
Es geht immer um den 
Strafcharakter, aber auch 
was den Jugendlichen 
weiterbringen kann. 
Ich persönlich glaube, 
dass die pL eine positive 
Wirkung haben kann. Sie 
[die Jugendlichen] haben 
die Gelegenheit in eine 
andere Welt Einblick zu 
erhalten. 
Der Jugendliche hat rea-
lisiert, Arbeit ist nicht 
gleich Arbeit. Es bringt‘s, 
wenn man das was man 
macht auch gerne macht. 
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6.3 Vergleich der Kernaussagen 
Die Interviewpartnerinnen und -partner schildern uneinheitliche Vorgehens-
weise beim Anordnen der persönlichen Leistung. Es ist aber festzuhalten, 
dass die Abklärung der persönlichen Verhältnisse in den meisten Fällen einen 
Einfluss auf die Anordnung der Strafe hat. 
Unterschiede bestehen vor allem bei der Entscheidung über die Art der Sank-
tion. Eine interviewte Person entscheiden als Sozialarbeitende/r mit. Die ande-
ren beiden beraten die urteilende Behörde, falls diese es vorsehen und über-
lassen die Entscheidung ihnen. 
 
Zwei Sozialarbeitende erwähnen, dass die persönlichen Verhältnisse meist 
mit den Eltern des/der Jugendlichen geklärt werden. Demnach führen sie 
meistens kein detailliertes Gespräch mit den Jugendlichen. Diese beiden er-
wähnen die klare Strukturierung einer Abklärung der persönlichen Verhältnis-
se. Die andere Person erwähnt die Offenheit und das Abklären der bereits 
bestehenden Massnahmen. 
 
Bei der Frage nach der geeigneten Sanktion ist auffällig, dass auch tatbezo-
gene Überlegungen in die Überlegungen der Sozialarbeitenden mit reinspie-
len. Zudem sind die Lebenssituation, der Wille der/des Jugendlichen, Können 
und Sühnegedanken von Bedeutung. Ein/e Befragte/r überlässt diese Beurtei-
lung grundsätzlich der urteilenden Behörde. 
 
Alle drei Sozialarbeitenden sagen, dass sich der Einsatzort zu einem Teil 
durch das Angebot definiert. Die Unterschiede bezüglich der sozialarbeiteri-
schen Tätigkeit sind indes gross. Eine interviewte Person sieht die Organisati-
on des Einsatzes als Verpflichtung der Sozialarbeitenden gegenüber dem Ju-
gendstrafrecht. Die anderen jedoch nehmen nur beschränkt Einfluss auf die 
Einsatzorte. Zweimal werden die Fähigkeiten der Jugendlichen als zusätzli-
ches Kriterium erwähnt. Einmal wird auch die Fähigkeiten des Arbeitgebers 
angesprochen. 
 
Auch beim Vollzug sind die sozialarbeiterischen Tätigkeiten sehr unterschied-
lich. Eine interviewte Person hat gar keinen Einfluss auf den Vollzug. Eine hat 
nur bei Unregelmässigkeiten aktiv und die dritte organisiert den gesamten 
Vollzug inklusive Rückmeldung. 
 
Alle drei Sozialarbeitenden betonen, dass die Arbeit leistbar oder/und zumut-
bar sein muss. Die Sozialarbeitenden sind nicht grundsätzlich unterschiedli-
cher Meinung, doch brauchen sie das Wort Schutz in unterschiedlichen Zu-
sammenhängen. Eine interviewte Person möchte vor allem Demütigung ver-
meiden, eine andere legt Wert auf den Schutz vor zu viel Strafen. Die dritte 
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Person betont die Notwendigkeit, dass die Jugendlichen am Arbeitsort gut 
aufgehoben sind. 
 
Die interviewten Sozialarbeitenden verstehen Erziehung als Grenzen aufzei-
gen und als Konsequenz oder Gegenleistung für das delinquente Verhalten. 
Auch von Sühne und Wiedergutmachung ist die Rede. Durch die zusätzlichen 
Aussagen wird klar, dass sie mit der persönlichen Leistung eine positive Ver-
änderung des Jugendlichen ermöglichen wollen. In diesem Zusammenhang 
ist die Rede von Erfahrung ermöglichen, Einblick in eine andere Welt erhalten 
oder etwas dazulernen. 
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7 Befunde und Zentrale Aussagen 
 
In den letzten fünf Kapiteln wurden die Grundlagen und Hintergründe für eine 
Beantwortung der Fragestellung bearbeitet. Im folgenden Kapitel sollen die 
Resultate zusammengefasst und miteinander in Bezug gesetzt werden. Dazu 
werden im ersten Teil die Fragen zur Bearbeitung der Grundlagen nochmals 
aufgegriffen und in den folgenden Absätzen erläutert. Im zweiten Teil soll die 
Fragestellung beantwortet werden, indem die Erkenntnisse erklärt und bewer-
tet werden. 
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7.1 Erkenntnisse 
In der Einleitung dieser Arbeit wurden Hilfsfragen formuliert um die Grundla-
gen für die Beantwortung der Fragestellung zu schaffen. Diese werden fol-
gend nochmals aufgeworfen und die Erkenntnisse daraus dargelegt. 
 
7.1.1 Erkenntnisse zum Jugendstrafrecht 
Die Folgenden Erkenntnisse beruhen auf der Beantwortung der Frage „Wie ist 
das Jugendstrafrecht aufgebaut und was beinhaltet es?“, welche hauptsäch-
lich im Kapitel 2 behandelt wurde. 
 
Das Jugendstrafrecht besteht in seiner heutigen Form seit dem 1. Januar 
2007 und ist zuständig für Straftäter/-innen zwischen zehn und achtzehn Jah-
ren. Schutz und Erziehung stehen im Vordergrund bei der Anwendung dieses 
Gesetzes, wobei die Lebensverhältnissen und die Entwicklung des/der Ju-
gendlichen besonders zu beachten sind. Als mögliche Sanktionen sind im Ju-
gendstrafrecht Strafen und Schutzmassnahmen festgelegt, welche nach dem 
Verhältnismässigkeitsprinzip ausgesprochen werden sollen. Die juristische 
Fachwelt scheint sich uneinig darüber, inwiefern Strafen erzieherisch wirken 
können. Einige beziehen deshalb den Erziehungsgedanken nur auf die 
Schutzmassnahmen. 
 
Die Urteile sollen nicht nur anhand der Tat festgelegt werden, sonder je nach 
Täter individuell abgestimmt werden. Obwohl ein Katalog von Strafen und 
Schutzmassnahmen vorliegt, führt dies dazu, dass dieses Gesetz sehr unter-
schiedlich angewendet wird. Es kann nicht grundsätzlich gesagt werden, wann 
und unter welchen Umständen eine bestimmte Sanktion gewählt wird. Diese 
Kompetenz obliegt der urteilenden Behörde. 
 
Das Jugendstrafrecht ist ein Mix aus Sanktionen der absoluten und der Relati-
ven Strafteorien. Einerseits hat es zum Ziel, die Jugendlichen von weiteren 
Straftaten abzuhalten. Andererseits wird speziell bei der persönlichen Leistung 
nach Art. 23, Abs. 1 JStG klar, dass die Strafe eine Wiedergutmachung er-
möglichen soll. 
 
Der Einbezug von professionellen Sozialarbeitenden zur Abklärung der per-
sönlichen Verhältnisse, sowie zum Vollzug der Sanktion wird vom Jugend-
strafrecht nicht vorgeschrieben. Wie in den Interviews ersichtlich wird, liegt es 
vorwiegend in der Entscheidung der urteilenden Behörde, ob und welche zu-
sätzlichen Fachpersonen aus anderen Disziplinen (Sozialarbeit, Psychologie, 
Psychiatrie, usw.) für die Urteilsfindung und den Vollzug miteinbezogen wer-
den. 
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7.1.2 Erkenntnisse zur Arbeit 
Die folgenden Erkenntnisse beruhen hauptsächlich auf dem Inhalt des Kapitel 
3 mit der Frage: „Welche Funktion hat Arbeit in unserer Gesellschaft, und 
wann wird sie als Druckmittel oder Sanktion verwendet?“ 
 
Geschichtlich gesehen hatte Arbeit immer etwas mit Mühsal und Aufopferung 
zu tun. In der Bibel ist Arbeit indirekt sogar die Strafe für das Essen der Früch-
te im Garten Eden. Arbeit wurde immer im Zusammenhang mit dem Überle-
benskampf gesehen. Erst in der Neuzeit geht es im mitteleuropäischen Ver-
ständnis um die Anhäufung des irdischen Wohlstands, welche durch Arbeit 
ermöglicht wird. 
 
Die Fülle der Funktionen, welche Erwerbsarbeit einnehmen kann, ist sehr 
gross. Die Auseinandersetzung mit der Erwerbsarbeit im Kapitel 3 hat gezeigt, 
dass wir uns zu einem Teil durch Arbeit definieren und dass Arbeit ein Teil 
unserer Persönlichkeit geworden ist. Dabei stellt sich die Frage, was mit den 
Menschen passiert, welche keine Arbeit haben. Es wird versucht ihnen Arbeit 
zu verschaffen. 
 
Angeordnete Arbeit bietet die Möglichkeit, die Menschen aus der Passivität zu 
befreien, in der sie sich befinden. Die unmotivierten Schüler/-innen, die Straf-
täter/innen, welchen droht, eine Haft absitzen zu müssen und die Arbeitslo-
sen, welche keinen geregelten Tagesablauf haben, werden zu aktivem Han-
deln gedrängt. Mit einer alltäglichen Tätigkeit, oder anders gesagt, mit einer 
Tätigkeit, welche alle machen, - der Arbeit – soll den Ausgeschlossenen die 
Wiedereingliederung in die (Erwerbs-) Gesellschaft ermöglicht werden. Die 
finanziellen Aspekte sind dabei nicht zu unterschätzen. 
 
7.1.3 Erkenntnisse zur persönlichen Leistung 
In diesem Zusammenhang wurde einleitend die Frage gestellt: „Warum wird 
Arbeit in Form der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG als Straf-
mittel verwendet?“ 
 
Mit der Darlegung, warum es Strafen braucht, wurde folgende Erkenntnis er-
sichtlich: Schutz, Rache oder Sühne, Vergeltung oder Genugtuung, Abschre-
ckung, Resozialisierung oder Prävention werden je nach Zeitalter und Kultur 
unterschiedlich berücksichtigt. Massgebend für diese Berücksichtigung ist das 
Menschenbild und die Werte und Normen des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens. Werte sind Leitbilder nach denen gehandelt werden soll und Normen 
sind Regeln, um diese Leitbilder einhalten zu können. Jedes Strafrecht hat die 
Aufgabe, Werte und Normen zu schützen, wie Aebersold (2007, S. 53) 
schreibt. Also gehen Gesellschaft und Politik davon aus, dass die Normen und 
Werte mit der Androhung von Strafen bestmöglichst geschützt werden kön-
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nen. Oder anders gesagt: das Instrument der Strafe ist ein Versuch, Werte 
und Normen der Gesellschaft zu erhalten. 
 
Aus entwicklungspsychologischer Sicht ist die Wirkung von Strafen von der 
Härte, der Auftretenswarscheinlichkeit, der Unmittelbarkeit und der Motivation 
des Täters abhängig. Die jugendstrafrechtlichen Behörden haben demnach 
nur eingeschränkt die Möglichkeit, adäquat auf Straftaten zu reagieren. Der 
indirekte Einfluss über die Eltern ist wahrzunehmen. 
 
Warum aber wurde genau eine persönliche Leistung als Strafmittel im Gesetzt 
festgelegt? Boehlen und Aebersold gehen davon aus, dass diejenigen Strafen 
positiv wirken, welche ein aktives Handeln zur Wiedergutmachung ermögli-
chen. Bezogen auf die persönliche Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG wird 
dieses aktive Handeln ermöglicht. Wie die Beispiele aus der Praxis und auch 
die Interviews zeigen, wird aber die Wiedergutmachung nicht immer direkt auf 
die Tat bezogen, sondern kann auch eine andere persönliche Leistung sein. 
Ausser mit der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 und 2 JStG wird 
das aktive Handeln durch keine andere Strafe ermöglicht. 
 
7.1.4 Erkenntnisse zur sozialarbeiterischen Tätigkeit 
Wie gestaltet sich die sozialarbeiterische Tätigkeit bei der Anordnung und dem 
Vollzug der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG. 
 
Das Jugendstrafrecht schreibt keine professionellen Sozialarbeitende für die 
Abklärung der persönlichen Verhältnisse oder den Vollzug vor. In den Kanto-
nen, in welchen Sozialarbeitende tätig sind, wird von Sozialarbeit im jugend-
strafrechtlichen Kontext gesprochen. Dies ist eine bestimmte Form der Sozial-
arbeit im Zwangskontext. Sie charakterisiert sich dadurch, dass die Jugendli-
chen auf Anordnung der untersuchenden oder urteilenden Behörde zum Kon-
takt mit den Sozialarbeitenden verpflichtet werden. In der Beratung können 
deshalb grundsätzlich die gängigen Methoden der Sozialarbeit im Zwangskon-
text angewendet werden. 
 
Die Sozialarbeit zum Schutz der Jugendlichen im jugendstrafrechtlichen Kon-
text unterscheidet sich grundsätzlich nicht von den allgemeinen Schutzgedan-
ken der Sozialarbeit. Es gilt, die Klienten ernst zu nehmen und auf ihre Be-
dürfnisse einzugehen. Zudem sollen sie vor Selbst- und Fremdgefährdung 
geschützt werden. Zudem ist ein grösserer Einsatz von Seiten der Sozialarbei-
tenden im Bezug auf das Organisieren von Hilfeleistungen (wie zum Beispiel 
Helferkonferenzen) gefordert. In gewissen Fällen muss vor der urteilenden 
Behörde das Mandat für den Jugendlichen ergriffen werden, um eine ange-
messene, leistbare und nicht demütigende Sanktion zu ermöglichen, wie die 
Auswertung der Interviews zeigt. 
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Die Sozialarbeit sieht Erziehung im allgemeinen Verständnis nicht als eine 
ihrer Aufgabe. Indem die Professionellen die straffälligen Jugendlichen über 
das Gesetzt aufklären und die Werte und Normen der Gesellschaft verständ-
lich machen, können sie die Grundlagen für ein straffreies Verhalten ermögli-
chen. Aus den Interviews wird ersichtlich, dass Strafen dazu genutzt werden 
können diese Grenzen aufzuzeigen. Zudem wird es als Erziehung betrachtet, 
den Jugendlichen eine Erfahrung zu ermöglichen. 
 
In den Fällen in denen die Sozialarbeitenden in die Abklärung der persönli-
chen Verhältnisse und in die Urteilsfindung miteinbezogen werden, gilt es, 
eine möglichst fundierte Begründung abzugeben. Die Interviewpartner geben 
an, die persönlichen Verhältnisse in den meisten Fällen hauptsächlich mit den 
Eltern der betroffenen Jugendlichen abzuklären. 
 
Die Sozialarbeitenden der Jugendanwaltschaften und Jugendgerichte werden 
häufig mit der Durchführung der Schutzmassnhamen betraut. Dabei gilt es, 
am Anfang den genauen Auftrag zu klären. 
 
In den Fällen, wo die Sozialarbeitenden mit dem Vollzug der Strafen beauf-
tragt werden, ist es angezeigt, eine Auftragsklärung zu machen und die/den 
Jugendliche/-n professionell zu begleiten, in dem parallel zur Strafe Bera-
tungsgespräche oder/und Auswertungsgespräche durchgeführt werden. 
 
7.2 Beantwortung der Fragestellung 
Mit dem Hintergrund der Erkenntnisse aus den letzen Kapiteln soll die Frage-
stellung beantwortet werden. Dazu wird sie in zwei Teile aufgeteilt und einzeln 
beantwortet. Der erste Teil der Frage lautet, „Inwiefern eignet sich Arbeit als 
Strafmittel für delinquente Jugendliche?“ 
 
Die Erkenntnisse aus dem Bereich der Entwicklungspsychologie haben ge-
zeigt, was wichtig ist, um eine Verhaltensänderung durch Bestrafung zu erwir-
ken. Demnach ist es sehr fragwürdig, inwiefern überhaupt Strafen im Jugend-
strafrechtlichen Kontext zu Verhaltensänderungen beitragen können. Um 
wirksamer zu werden müssten Strafen vor allem schneller und konsequenter, 
also bei möglichst jedem Auftreten erfolgen, was mit den rechtstaatlichen 
Verwaltungsstrukturen fast nicht umsetzbar ist. Geht man aber davon aus, 
dass die Strafe vor allem die Wiedergutmachung ermöglichen soll, oder als 
Warnstrafe gelten soll, scheint die Arbeit in Form der persönlichen Leistung 
nach Art. 23, Abs. 1 JStG eine geeignete Sanktion zu sein. Folgende Punkte 
lassen diesen Schluss zu. 
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Die persönliche Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG kann abgestimmt auf die 
Täter angewendet werden. Dabei soll das Verhältnismässigkeitsprinzip gelten. 
Je nach Straftäter und Tat kann die Dauer, und der Arbeitsort festgelegt wer-
den. Mit keiner anderen Sanktion ist das täterbezogene Jugendstrafrecht in 
diesem Masse umsetzbar. 
 
Das Erbringen einer persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG ermög-
licht wichtige Erfahrungen. Gerade Jugendliche, welche in der Berufswahl 
noch nicht weit fortgeschritten sind, können hier speziell profitieren. Es ist 
nicht gemeint, dass die Einsatzorte nach den Wünschen der Jugendlichen 
organisiert werden. Doch kann durch die praktische Erfahrung der Überle-
gungsprozess nach der beruflichen Zukunft forssiert werden. Wie oben fest-
gestellt prägt die Erwerbsarbeit das Individuum stark. Das Jugendstrafrecht 
kann hier einen Beitrag zur beruflichen Orientierung der Jugendlichen leisten, 
indem sie Arbeitserfahrungen ermöglichen und die Jugendlichen dadurch zum 
Nachdenken über ihre berufliche Zukunft anregen. 
 
Damit eine Strafe überhaupt eine Wirkung haben kann, braucht es die 
Schuldeinsicht der Jugendlichen. Ist diese Schuldeinsicht vorhanden ist die 
persönliche Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG die einzige Strafe im Jugend-
strafrecht, welche eine aktive Wiedergutmachung ermöglicht. Dabei ist auch 
das Ende der Strafe ersichtlich. 
 
Der zweite Teil der Fragestellung lautet folgendermassen: „wie kann der 
Schutz- und Erziehungsgrundsatz des Jugendstrafrechts bei der Anwendung 
der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs.1 JStG gewährleistet werden?“ 
 
Im Bezug auf den Schutz kann gesagt werden, dass es wichtig ist, dass die 
Jugendlichen vor einer persönlichen Leistung angehört werden. Dabei kann 
festgestellt werden, ob die Jugendlichen in der Lage und Willens sind, diese 
Strafe auch zu vollbringen. 
 
Körperliche und geistige Fähigkeiten sollen bei der gezielten Platzierung be-
rücksichtigt werden. Auch kulturelle Kriterien sollen einfliessen, da eine Tätig-
keit nicht demütigend für die Jugendlichen und ihr Umfeld sein darf. 
 
Die Jugendlichen sollen gegebenenfalls von Strafen befreit werden, gerade 
wenn sie von den Erziehungsberechtigten bereits bestraft wurden oder zur 
Wiedergutmachung bereits persönliche Leistungen erbracht haben. 
 
Bei der Erbringung der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG sollen 
die Jugendlichen begleitet werden, damit bei Unregelmässigkeiten schnell 
reagiert werden kann.  
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Inwiefern Strafe überhaupt Erziehung ist, bleibt bei dieser Bachelorarbeit un-
beantwortet. Klar ist jedoch, dass mit der persönlichen Leistung nach 
Art. 23, Abs. 1 JStG eine Erfahrung ermöglicht werden kann, welche den Ju-
gendlichen die Werte und Normen der Bevölkerung näherbringen kann. 
 
Um eine Verhaltensveränderung bewirken zu können, scheint die persönliche 
Leistung, sowie alle anderen Strafen im Jugendstrafrecht als alleinige Sankti-
on wie oben erwähnt ungenügend. Um dem Erziehungsgrundsatz des Ju-
gendstrafrechts gerecht zu werden sollte deshalb immer der Kontakt und die 
Zusammenarbeit mit den erziehungsberechtigten Personen gesucht und ge-
fördert werden. Ist eine intensivere Begleitung der Jugendlichen angezeigt, so 
ist die Anordnung einer Schutzmassnahme in Betracht zu ziehen. 




Im letzten Kapitel konnte die Fragestellung dieser Bachelorarbeit beantwortet 
werden. Daraus stellt sich die Frage, was dieses Ergebnis für die sozialarbei-
terische Tätigkeit im Kontext des Jugendstrafrechts, im Bezug auf die Anord-
nung und den Vollzug der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG 
bedeutet. Demnach wird die Zielabsicht dieser Bachelorarbeit nochmals auf-
gegriffen. Zusätzliche Anregungen werden im Schlusswort gegeben. 
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8.1 Schlussfolgerungen für die berufliche Tätigkeit 
Mit der Beantwortung der Fragestellung hat sich gezeigt, dass sich daraus 
einige sozialarbeiterische Tätigkeiten für die Anordnung und den Vollzug der 
persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG ableiten lassen. Um die Ju-
gendlichen zu unterstützen, zu schützen und eine möglichst situationsadäqua-
te Sanktion zu ermöglichen, sollen die Sozialarbeitenden für folgende Punkte 
einstehen. 
 
Die Jugendlichen sollen umfangreich über das Gesetz, die Werte und Norme 
der Gesellschaft informiert werden. Falls dies die urteilende Behörde nicht 
vorsieht, ist es an den Sozialarbeitenden diese Aufklärungsarbeit zu leisten. 
 
Mit den Jugendlichen sollen alternative Handlungsmuster erarbeitet werden, 
auch wenn keine Schutzmassnahme angeordnet wird. Damit kenne sie Hand-
lungsalternativen, wenn sie in ähnliche Situation wie bei der Tat geraten. 
 
Die Eltern- und Erziehungsberechtigtenarbeit soll verstärkt werden, damit die 
Eltern bei Tatwiederholungen ohne Strafanzeige adäquat reagieren können. 
 
Die Sozialarbeitenden sollen bei sämtlichen Fällen, wo eine persönliche Leis-
tung als Strafe in Frage kommt, eine umfangreiche und professionell struktu-
rierte Abklärung der persönlichen Verhältnisse machen. Aus Kapazitätsgrün-
den werden die Abklärungen heute vor allem mit einem Elternteil durchge-
führt. Zukünftig sollen aber auch die Jugendlichen in diese Abklärung mit ein-
bezogen werden, damit auch ihre Sicht, Ängste und Bedürfnisse in die Anord-
nung einer Strafe einfliessen können. 
 
Die Platzierung an einem Einsatzort bei der Anordnung der persönlichen Leis-
tung nach Art. 23, Abs. 1 JStG sollte gezielter und von Sozialarbeitenden vor-
genommen werden. Nebst den Schutzüberlegungen sollte auch möglichst 
eine geeignete Arbeitserfahrung ermöglicht werden. 
 
Die Sozialarbeitenden sollen den Vollzug der persönlichen Leistung nach 
Art. 23, Abs. 1 JStG begleiten, auch wenn keine zusätzliche Schutzmassnah-
me angeordnet ist. Dazu soll bei der Anordnung der Strafe eine Auftragsklä-
rung und eine Auswertung/Reflexion nach der persönlichen Leistung mit den 
Jugendlichen erfolgen. Bei längeren Einsätzen sollen Zwischengespräche 
stattfinden um die Jugendlichen zu begleiten und auf Unregelmässigkeiten 
reagieren zu können. 
 
Die Sozialarbeitenden sollen die urteilende Behörde von der Wichtigkeit der 
sozialarbeiterischen Begleitung der persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 
JStG überzeugen und diese Begleitung konsequent einfordern. 
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Der Vollzug der persönlichen Leistungen nach Art. 23, Abs. 1 JStG soll fortlau-
fend ausgewertet werden, um zukünftig eine gezieltere Anordnung und Plat-
zierung vornehmen zu können. 
 
8.2 Schlusswort 
Die vorliegende Bachelorarbeit hat aufgezeigt, dass die Arbeit in Form der 
persönlichen Leistung durchaus eine geeignete Strafe im jugendstrafrechtli-
chen Kontext sein kann. Doch stellt sich nach wie vor die Frage, ob das Ju-
gendstrafrecht in der heutigen Form dem Schutz- und Erziehungsgrundsatz 
gerecht wird. Schon mehrere Male seit es das schweizerische Strafrecht gibt, 
wurde die Idee aufgegriffen, das Jugendstrafrecht zusammen mit dem Kin-
desschutz nach (ZGB) zu einem Jugendschutzgesetz oder Jugendwohlfahrts-
gesetz zu vereinen, um den Bedürfnissen der jugendlichen Straftäter besser 
gerecht zu werden und besser auf die Entwicklung eingehen zu können. Die 
heutigen politischen Diskusionen laufen aber eher auf das Gegenteil hinaus. 
Bei den aktuellen Vorkommnissen mit jugendlichen Gewaltstraftätern wird der 
Ruf der Öffentlichkeit und der Politik nach repressiveren Strafen immer lauter. 
Die Angst der Bevölkerung vor einer gewalttätigen und straffälligen Jugend 
steigt, doch kann ein repressiveres Strafrecht diese Angst kaum nehmen. 
Vielmehr sind Fachkräfte aus unterschiedlichen Disziplinen gefordert, die Öf-
fentlichkeit zu informieren und sich für die Bedürfnisse der Jugendlichen ein-
zusetzen, um den Drang nach Repression zu verringern. Zusätzlich gilt es für 
die Sozialarbeitenden im jugendstrafrechtlichen Kontext, mit dem aktuellen 
Jugendstrafrecht zu arbeiten, dabei Handlungsspielräume einzufordern und 
den Jugendlichen die beste Begleitung auf ihrem Weg des Erwachsenwer-
dens zu ermöglichen. 
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Anhand des untenstehenden Leitfadens wurden die Interviews mit den drei 
Sozialarbeitenden geführt. 
 
 Welchen Einfluss haben Sie als Sozialarbeiter/-in auf die Anordnung 
einer persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG? 
o Wie sieht eine Abklärung der persönlichen Verhältnisse bei der 
Jugendanwaltschaft aus? 
o Nach welchen Kriterien / Überlegungen entscheiden Sie, ob 
eine pL nach Art. 23, Abs. 1 JStG die geeignete Sanktion ist? 
o Wie und durch wen verläuft die Wahl der Einsatzorte? 
 
 Welchen Einfluss haben Sie als Sozialarbeiter/-in beim Vollzug einer 
persönlichen Leistung nach Art. 23, Abs. 1 JStG? 
 
 Wie wird dem Grundsatz des Schutzes des/der Jugendlichen 
Rechnung getragen? 
 
 Welche Wirkungen auf die Erziehung des/der Jugendlichen wir mit 
dieser Sanktion angestrebt? 
 
